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1 Einführung 

Straßenmusik – Fluch und Segen zugleich.  

In fast jeder größeren Stadt mit touristischen Hotspots oder belebten Innenstädten sieht 

man sie – Straßenmusiker. In jeder Jahreszeit, egal ob Sommer oder Winter – „Straßen-

musik kennt keine Saison“1. Ob allein oder in größeren Gruppen musizieren und singen 

sie. In der einen Ecke sieht man einen jungen Mann mit Akustikgitarre, ein paar Meter 

weiter steht eine singende Großfamilie mit zahlreichen Rhythmusinstrumenten und Gi-

tarren. Kinder mit Flöten oder Violinen werden von Akkordeonspielern übertönt. Ein 

Mann sitzt vor einem Klavier auf Rollen in der Fußgängerzone, ein anderer spielt auf 

Klangschalen und auf zu Instrumenten umfunktionierten Alltagsgegenständen. Die Qua-

lität der Darbietungen haben ein breites Spektrum: gefeierte Stars treffen auf musikali-

sche Neulinge. 

Touristen und Passanten auf der einen Seite und Gewerbetreibende, Inhaber von Ge-

schäften sowie Arbeitnehmer auf der anderen Seite – jeder von ihnen hat eine eigene 

Meinung zur Musik von der Straße. Der eine sieht es als unterhaltende, kulturelle Berei-

cherung und belebendes Element einer jeden Innenstadt, der andere als Belästigung 

und Störung. Dazwischen steht der Musiker selbst, welcher aus den verschiedensten 

Gründen den Weg der Straßenmusik als den für sich richtigen wählt.  

Unterschiedliche Auffassungen stoßen unvermeidbar aufeinander. Damit ist es nicht ver-

wunderlich, dass das Thema Straßenmusik erheblichen Raum für Konflikte schafft. Um 

das Konfliktpotenzial zu minimieren, ist es unumgänglich, geeignete Regelungen aufzu-

stellen, welche die Interessen aller Parteien vereinen. Nur so kann ein friedliches Mitei-

nander ermöglicht werden. 

In dieser Bachelorarbeit soll zunächst ein Überblick über die Straßenmusik geschaffen 

werden. Es soll ein Versuch gewagt werden, diesen umgangssprachlich bekannten Be-

griff zu definieren. Weiterhin soll herausgearbeitet werden, welche Motivation hinter dem 

Musizieren auf der Straße steht und welche Genres präsentiert werden. Ebenfalls sollen 

Besonderheiten und Probleme herausgearbeitet werden. Anschließend soll die Kunst-

freiheit als geschütztes Grundrecht in Bezug auf die Straßenmusik untersucht werden. 

Ziel dieser Arbeit ist es, eine vergleichende Analyse der Bestimmungen in Deutschland 

durchzuführen. Dieser Vergleich wird der größte Teil dieser Arbeit sein. Betrachtet wer-

den dabei alle deutschen Großstädte, deren Einwohnerzahl über 500 000 liegt sowie die 

drei kreisfreien Städte des Freistaates Sachsen. Die Vergleichsgrundlagen sind die ent-

sprechend aufgestellten Regelungen und Anweisungen bezüglich der Straßenmusik. 

Dabei soll zunächst die Art und Weise, also die Form der Regelung verglichen werden. 

 
1 Board of Music: Straßenmusik. o. D. 
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Ferner sollen die Regelungen der insgesamt 15 Städte anhand neun festgelegter 

Punkte, wie z. B. Genehmigungserfordernis, Erlaubnissen und Verboten sowie Be-

schränkungen, analysiert und verglichen werden. Davon ausgehend soll das Ausmaß 

der Straßenmusik in Form verschiedener Veranstaltungen beschrieben werden. 

Zuletzt soll ein Fazit über die erarbeiteten Ergebnisse verfasst werden.  
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2 Straßenmusik 

In diesem Kapitel soll es darum gehen, den Begriff der Straßenmusik mit seinen ver-

schiedenen Merkmalen näher zu beschreiben. Die Motivation der Musiker, auf der 

Straße zu musizieren, soll herausgearbeitet werden. Auch die Genres der Straßenmusi-

ker werden erläutert. Die Besonderheiten der Straßenmusik werden versucht zu erör-

tern. Schlussendlich sollen die durch Straßenmusik auftretenden Probleme erfasst wer-

den. 

2.1 Definition der Straßenmusik 

Jeder hat den Begriff der Straßenmusik schon einmal gehört, vermutlich auch schon mal 

Musiker auf der Straße spielen hören und somit ein ganz eigenes, subjektives Bild da-

von. Jeder verbindet etwas damit.  

Eine allgemeingültige Definition des Begriffes der Straßenmusik scheint es, vermutlich 

auch aufgrund der starken Diversität an Erscheinungen, nicht zu geben. In der Literatur 

findet man jedoch einige Merkmale, die den Begriff der Straßenmusik lebendiger er-

scheinen lassen.  

Straßenmusik ist eine Form der Straßenkunst, also eine „auf öffentlichen Straßen und 

Plätzen […] dargebotene Kunst“2. Bei der Straßenmusik handelt es sich um die Kunst-

form der Musik, welche auf öffentlichen Plätzen, also dort wo sich das alltägliche Leben 

abspielt, ohne festen Veranstaltungsrahmen dargeboten wird3. Der Künstler wird als 

Straßenmusikant bezeichnet4. Auch der Begriff des Straßenmusikers ist geläufig.  

In allen Beschreibungen ist ein Bezug zur Straße deutlich erkennbar, wonach es sich 

um eine ortbezogene Musikbezeichnung handeln könnte5. Die Ortsbezeichnung der 

Straße sei dabei weit gefasst. Sie umfasst „vor allem die Fußgängerzonen als öffentlich 

zugängliche Aktions- und Kommunikationszentren des urbanen Lebens“, aber auch „an-

grenzende öffentliche Räume wie Plätze, Parks, U-Bahn- bzw. Bahnhofseingänge sowie 

Gaststätten- oder Caféhausareale auf Bürgersteigen“6. 

Anders als der Ort ist die dort gespielte Musik kaum eingrenzbar. Straßenmusik hat die 

unterschiedlichsten Facetten in Bezug auf Instrumentalisierung, Gesang und Musikstil. 

Sie umfasst so ziemlich alle Stilrichtungen zwischen klassischen Volksweisen „bis zur 

„hochkulturellen“, „klassischen“ Musik“7 und ist damit alles andere als eindeutig zu 

 
2 Duden: Straßenkunst. o. D. 
3 vgl. Nowakowski, Mark: Straßenmusik in Berlin, Zwischen Lebenskunst und Lebenskampf. Eine musik-
ethnologische Feldstudie. 2016, S. 5 
4 vgl. Duden: Straßenmusikant. o. D. 
5 vgl. Rösing, Helmut: „Die härteste Bühne der Welt…“: Straßenmusik in Hamburg. 2004, S. 10 
6 Rösing, Helmut: „Die härteste Bühne der Welt…“: Straßenmusik in Hamburg. 2004, S. 10 
7 Rösing, Helmut: „Die härteste Bühne der Welt…“: Straßenmusik in Hamburg. 2004, S. 10 



 4 

beschreiben. In erster Linie geht es den Straßenmusikern um Popularität und Leichtver-

ständlichkeit der Musik, damit sich möglichst viele auf der Straße anzutreffenden Bevöl-

kerungsgruppen angesprochen fühlen und eine starke Interaktion zwischen den Darbie-

tern und dem Publikum enstehen kann8. 

Unter Straßenmusik könnte also jede Form von Musik verstanden werden, welche im 

öffentlichen Raum, außerhalb eines festen Veranstaltungsrahmens, unentgeltlich und 

unangekündigt durch Straßenmusiker an ein öffentliches Publikum gerichtet wird9. 

2.2 Motivation der Musiker 

Jeder Mensch benötigt für sein Tun eine Motivation, also etwas, das ihn antreibt. Was 

motiviert Menschen dazu, Straßenmusik zu machen? 

In einem Interview des Mitteldeutschen Rundfunks wurde dazu der Musiker Sebastian 

Maul von der Band Stilbruch befragt. Stilbruch ist eine inzwsichen sehr erfolgreiche 

Band, deren Musik man mittlerweile sogar in großen Konzerthallen hören kann. Zu die-

sem Erfolg hat wohl aber maßgeblich die Straßenmusik beigetragen. Nach Aussage von 

Sebastian Maul sei an der Straßenmusik besonders herausragend, dass man die unmit-

telbare Rückmeldung des Publikums erfährt. Diese sei besonders positiv, wenn man 

Menschen aus dem hektischen Alltagsstress oder dem Einkaufsbummel herausreißen 

kann, indem diese stehen bleiben und der Musik lauschen. Das erweitert unvermeidbar 

die Anzahl der Fans. Die Straßenmusik sei ebenfalls eine gute Möglichkeit, Interesse 

beim Publikum für anstehende Konzerte zu erwecken. Auch der CD-Verkauf sowie die 

Spenden des Publikums tragen keinen unerheblichen Teil zu den Einnahmen der Band 

bei.10 

Oft ist auch die Rede von reisenden Musikern, also diejenigen, die von Stadt zu Stadt 

pilgern, um dort ihre Darbietungen zu präsentieren. Doch auch diese Tour muss finan-

ziert werden. Dazu werden in vielen Fällen die durch das Musizieren gewonnenen Ein-

nahmen in Form von Spenden verwendet. Schlussendlich bedeutet dies für die reisen-

den Musiker: Straßenmusik betreiben, um Straßenmusik auch weiterhin finanzieren und 

in anderen Städten betreiben zu können11.  

Neben der Reisekostenfinanzierung kann auch die Refinanzierung der Produktions-

kosten einer CD oder Promotion der eigenen Person bzw. Band ein bedeutender Fak-

tor sein12.  

 
8 vgl. Rösing, Helmut: „Die härteste Bühne der Welt…“: Straßenmusik in Hamburg. 2004, S. 10 ff 
9 vgl. Nowakowski, Mark: Straßenmusik in Berlin, Zwischen Lebenskunst und Lebenskampf. Eine musik-
ethnologische Feldstudie. 2016, S. 9 
10 Maul, Sebastian: Drei Fragen an Sebastian Maul von der Band Stilbruch. o. D. 
11 vgl. Board of Music: Straßenmusik. o. D. 
12 vgl. bandup Blog (Victor): Straßenmusik! Die Bedeutung & wie du es für dich nutzen kannst. 14.05.2017 
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Die dort gesammelten Einnahmen reichen jedoch eher selten dazu, vollumfänglich gut 

von dem Musizieren auf der Straße zu leben. Problematisch ist an dieser Stelle, dass 

die Einnahmen aus der Straßenmusik für viele die einzige Quelle ist13. 

Bei der Motivation des Musikers nicht zu vergessen, ist der wohl wichtigste Aspekt, näm-

lich die Freude am Musizieren. Anders als beim alleinigen Proben in Proberaum bietet 

die Straßenmusik die Möglichkeit, die eigenen Fähigkeiten der breiten Öffentlichkeit zu 

präsentieren und mit dem Publikum zu interagieren14. 

2.3 Die Genres 

Der Vielfalt der auf der Straße präsentierten Genres ist keine Grenze gesetzt. Bereits 

aus eigener Erfahrung kennt jedermann das breite Spektrum an musikalischen Darbie-

tungen. Dieses reicht von Popmusik bishin zu Jazz, von Rap bishin zur klassischen Mu-

sik. Auch Volksweisen oder andere traditionelle Musik aus den verschiedenen Heimat-

ländern der ausländischen Musiker sind oft anzutreffen. Die Zahl der Musiker pro Auf-

führung reicht von einem solistischen Auftritt bishin zu einem Auftritt von Gruppen oder 

Familien. 

2.4 Besonderheiten der Musik  

Nun stellt sich die Frage, was die Straßenmusik als solche so besonders macht und 

inwiefern sie sich von der herkömmlichen Präsentation von Musik auf der Bühne unter-

scheidet. Wie es die vorherige Aussage bereits beschreibt, ist der größte Unterschied 

im Darbietungsort zu sehen. Während die einen auf großen Bühnen vor einer festgeleg-

ten Zahl Personen im Publikum spielen, welche den Besuch der Verstaltung in der Regel 

lange vorher geplant haben, spielen die anderen auf der Straße. Die Straße ist ein Ort, 

an dem das alltägliche Leben stattfindet. Niemand, der dort unterwegs ist, rechnet damit, 

die nächsten Minuten der Musik lauschen zu können. Die Künstler ziehen ihr Publikum 

völlig unvorbereitet und spontan in ihren Bann und reißen sie für einen Moment aus dem 

meist strukturierten Alltag. Im Gegensatz zu großen Konzerten muss man, um der Stra-

ßenmusik zu lauschen, keine Eintrittskarten kaufen. Somit besteht die Möglichkeit, ein 

ganz breites Spektrum an Zuhörern für sich zu gewinnen. Straßenmusik ist Musik für 

Jedermann, sowohl auf Seiten des Künstlers als auch auf Seiten des Publikums. So 

individuell wie das Publikum sein kann, so individuell können auch die Künstler sein. Um 

als Straßenmusiker sein Können präsentieren zu dürfen, muss man kein gefeierter Star 

sein. Grundsätzlich darf jeder musizieren, ebenso wie jeder zuhören darf. 

 
13 vgl. Kokot, Rösing, Reich, Sell: „Die härteste Bühne der Welt…“: Straßenmusik in Hamburg. 2004, S. 68 
14 vgl. bandup Blog (Victor): Straßenmusik! Die Bedeutung & wie du es für dich nutzen kannst. 14.05.2017 
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2.5 Probleme durch Straßenmusik 

„Grundsätzlich geht es bei Straßenmusikanten nicht vordergründig darum auf der 

Straße zu spielen, sondern vor Publikum“15. Doch was die einen erfreut, empfinden 

die anderen als Störung oder Belästigung. Das Musizieren auf der Straße bietet um-

fangreiches Konfliktpotenzial. Die durch Straßenmusik auftretenden Probleme sollen im 

Folgenden erläutert werden. 

Sogar in den Medien, wie z. B. Zeitungen, kann man Artikelüberschriften lesen, welche 

das Ausmaß der Konflikte verdeutlichen. Reißende Titel wie „Diese Straßenmusiker rau-

ben Anwohnern den letzten Nerv“16 aus dem Jahr 2016 oder „Grausam: Das halten An-

wohner von Straßenmusik“17 aus dem Jahr 2020 zeigen, wie allgegenwärtig und stets 

aktuell die Probleme sind. Beide Artikel beziehen sich auf die Stadt Dresden, stehen 

jedoch beispielhaft für alle Großstädte, die mit der Straßenmusik, positiv sowie negativ, 

konfrontiert werden.  

„Mieter sagen mir, es ist nicht mehr auszuhalten. Mich nerven sie, auch bei geschlosse-

nen Fenstern“, so der ehemalige Manager der Centrum Galerie Dresden Dirk Fittkau18. 

Vermutlich steht diese Aussage stellvertretend für zahlreiche Personen, welche der Stra-

ßenmusik ausgesetzt sind. Anwohner, Geschäftstreibende und Arbeitnehmer, aber auch 

Praxispatienten in anliegenden Arztpraxen beschweren sich oft über das Ausmaß der 

Straßenmusik. Nicht nur die Lärmbelästigung als solche, sondern auch die Qualität der 

dargebotenen Musik stoßen auf Kritik.  

Eine Anwohnerin einer stark von Straßenmusikern frequentierten Straße der Innenstadt 

in Dresden bezeichnet es als „seelische Grausamkeit“, welcher sie tagein und tagaus 

ausgesetzt sei und die ihre Lebensqualität massiv einschränkt. Die zur Straße zeigenden 

Räume der eigenen Wohnung könne sie aufgrund des Lärms kaum nutzen und Fernse-

hen sei nur mit Kopfhörern möglich. „Es gibt keine Mittagspausen, keine Sonn- und Fei-

ertage. Wir werden rund um die Uhr beschallt“.19  

Die zeitlichen Beschränkungen bezüglich der Nacht- aber auch Mittagsruhe werden 

vielerorts nicht eingehalten. Gleiches gilt für die Ruhezeiten zwischen den einzelnen 

Spieleinheiten, welche zahlreich übergangen werden. 

Die Stadt Dresden hat, wie wenige andere Städte, kein Verbot für Verstärker und ähnli-

che Hilfsmittel oder gar einige Instrumente eingeführt, was sich vermutlich erhöhend auf 

die Zahl und die Bedeutung der Beschwerden auswirkt. Viele andere Städte haben die 

 
15 bandup Blog (Victor): Straßenmusik! Die Bedeutung & wie du es für dich nutzen kannst. 14.05.2017 
16 Brüggemann, Dominik: Diese Straßenmusiker rauben Anwohnern den letzten Nerv“. TAG 24, 2016  
17 Baumann-Hartwig, Thomas: Grausam: Das halten Anwohner von Straßenmusik. DNN, 2020  
18 Brüggemann, Dominik: Diese Straßenmusiker rauben Anwohnern den letzten Nerv“. TAG 24, 2016 
19 Baumann-Hartwig, Thomas: Grausam: Das halten Anwohner von Straßenmusik. DNN, 2020  
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Benutzung jeglicher Art von Hilfsmitteln und besonders laute und geräuschintensive In-

strumente bereits grundsätzlich verboten. Doch auch dort sind die Probleme nicht unbe-

kannt. Grund dafür ist, dass die Verbote oftmals unbeachtet bleiben oder benötigte Ge-

nehmigungen nicht eingeholt werden. 

Die Stadt Leipzig benennt weitere Probleme, wie z. B. die Störung religiöser Veranstal-

tungen wie Motetten oder Gottesdienste. Auch das Spielen auf Veranstaltungen, ohne 

selbst Teil des kulturellen Programms zu sein, wird beanstandet. 

Auch wenn nur bespielhaft einige Städte namentlich benannt werden, werden vermutlich 

alle Großstädte mit Problemen und Konflikten dieser Art konfrontiert. Was Besucher und 

Touristen erfreut, verärgert alldiejenigen, die der Musik auch unfreiwillig ausgesetzt sind, 

enorm. Die Ausführungen zeigen, dass die Straßenmusik neben all den positiven Aus-

wirkungen auf die kulturelle Bereichung des alltäglichen Lebens auch viele Schattensei-

ten aufwirft.  



 8 

3 Die Kunstfreiheit  

Die Kunstfreiheit – ein, neben der Wissenschaftsfreiheit, in Artikel 5 Abs. 3 des Grund-

gesetzes (GG) verankertes Grundrecht. Dieses Grundrecht gewährleistet jedem, „der in 

diesem Bereich tätig ist, ein individuelles Freiheitsrecht […], das alle an der Darbietung 

und Verbreitung von Kunstwerken Beteiligten vor Eingriffen der öffentlichen Gewalt in 

den künstlerischen Bereich schützt“20. 

Themenbezogen wird folgend ausschließlich der Bestandteil der Kunstfreiheit näher be-

trachtet. 

3.1 Kunst – der Versuch einer Definiton 

Eine einheitliche, allgemeingültige Definition des Kunstbegriffes ist nicht zu finden. Man 

geht inzwischen sogar eher davon aus, dass der Kunstbegriff gar nicht definierbar sei, 

da die „Kunstfreiheitsgarantie durch wertende Einengung des Kunstbegriffs“ nicht einge-

schränkt werden darf21. „Bei allen Versuchen [einer Definition] darf keine Niveaukontrolle 

stattfinden, weil sie auf eine verfassungsrechtlich unzulässige Inhaltskontrolle von Kunst 

hinausliefe“22. Dies sei mit der „umfassenden Freiheitsgarantie des Art. 5 Abs. 3 Satz 1 

GG nicht zu vereinbaren […]“23. Vielmehr verwendet das Bundesverfassungsgericht drei 

Kunstbegriffe nebeneinander.  

Zunächst ist aus der sogenannten Mephisto-Entscheidung der materiale Kunstbegriff er-

wachsen24. Dieser wurde vom Bundesverfassungsgericht beschrieben. Danach ist das 

„[…] [w]esentliche der künstlerischen Betätigung […] die freie schöpferische Gestaltung, 

in der Eindrücke, Erfahrungen, Erlebnisse des Künstlers durch das Medium einer be-

stimmten Formensprache zu unmittelbarer Anschauung gebracht werden“25.  

Daneben existiert ein formaler Kunstbegriff. Dieser liegt vor, wenn man „das Wesentliche 

eines Kunstwerkes darin [sieht], daß bei formaler, typologischer Betrachtung die Gat-

tungsanforderungen eines bestimmten Werktyps erfüllt sind“26. 

Zuletzt existiert ein in gewisser Weise offener Kunstbegriff. Bei diesem sieht man „das 

kennzeichnende Merkmal einer künstlerischen Äußerung darin […], daß es wegen der 

Mannigfaltigkeit ihres Aussagegehalts möglich ist, der Darstellung im Wege einer fortge-

setzten Interpretation immer weiterreichende Bedeutungen zu entnehmen, so daß sich 

eine praktisch unerschöpfliche, vielstufige Informationsvermittlung ergibt“27. 

 
20 vgl. Burghart in: Leibholz/Rinck, Grundgesetz. 2019, Rn. 1021 
21 vgl. BVerfG, Beschluss vom 17.07.1984 (Az. 1 BvR 816/82), Rn. 28 
22 Hager, Johannes: Die Kollission mit der Freiheit der Kunst. In: von Staudinger, Julius: Kommentar zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch mit Einführungsgesetz und Nebengesetzen. 2017, Rn. C 125  
23 vgl. Burghart in: Leibholz/Rinck, Grundgesetz. 2019, Rn. 1026 
24 vgl. Pieroth, Schlink: Grundrechte Staatsrecht II. 2012, Rn. 660 
25 BVerfG, Beschluss vom 24.02.1971 (Az. 1 BvR 435/68), Rn. 48 
26 BVerfG, Beschluss vom 17.07.984 (Az. 1 BvR 816/82), Rn. 36 
27 BVerfG, Beschluss vom 17.07.1984 (Az. 1 BvR 816/82), Rn. 37 
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Eines haben alle drei Kunstbegriffe in Bezug auf die Kunstfreiheitsgarantie gemein. „Sie 

betrifft in gleicher Weise den "Werkbereich" des künstlerischen Schaffens als auch den 

"Wirkbereich" der Darbietung und Verbreitung eines Kunstwerks, in dem der Öffentlich-

keit Zugang zu dem Kunstwerk verschafft wird“28. „Beide Bereiche bilden eine unlösbare 

Einheit“29.  

Ergänzend wird nach dem sogenannten Kriterium der Dritterkennung gearbeitet, wonach 

die Frage, ob ein Gegenstand ein Kunstwerk ist, danach beurteilt wird, ob „ein in Kunst-

fragen kompetenter Dritter für vertretbar hält, den Gegenstand als Kunstwerk anzuse-

hen“30.  

„Die Unmöglichkeit, Kunst generell zu definieren, entbindet indessen nicht von der ver-

fassungsrechtlichen Pflicht, die Freiheit des Lebensbereichs Kunst zu schützen“31. 

An dieser Stelle wirft sich die Frage auf, ob man Straßenmusik als Kunst ansehen kann. 

„Musik – gekonnt dargeboten, und darauf sollte jeder Straßenmusiker gesteigerten Wert 

legen – ist ein Teilbereich von Kunst“32, so der Komponist Manfred Kindel. Darunter ist 

nicht unbedingt das bühnenreife Musizieren oder das meisterhafte Beherrschen des In-

strumentes zu verstehen, sondern vor allem die Einheit aus Musik und Musiker, welche 

durch Authentizität und Originalität, Ursprünglichkeit und Ehrlichkeit sowie Witz und Le-

bendigkeit entsteht33. „Die wirkliche Qualifikation eines Straßenmusikers ist nicht die 

technische Versiertheit, mit der ein Instrument beherrscht wird, sondern vielmehr die 

Frage, wie er mit seinen musikalischen Fähigkeiten etwas so ausdrücken kann, daß es 

verstanden und nachempfunden werden kann“34. 

3.2 Schutzbereiche der Kunstfreiheit 

Im folgenden Abschnitt sollen der persönliche sowie der sachliche Schutzbereich des 

Artikels 5 Abs. 3 des GG ausgearbeitet werden. 

3.2.1 Der persönliche Schutzbereich der Kunstfreiheit 

Der persönliche Schutzbereich eines Grundrechtes liefert Informationen darüber, wer 

von dem Grundrecht tatsächlich geschützt wird (Träger des Grundrechtes), also wer sich 

auf das Grundrecht berufen kann. Dies ist für jedes Grundrecht verschieden und erfor-

dert daher stets eine Einzelbetrachtung. 

 
28 BVerfG, Beschluss vom 17.07.1984 (AZ. 1 BvR 816/82), Rn. 28 
29 BVerfG, Beschluss vom 24.02.1971 (Az. 1 BvR 435/68), Rn. 49 
30 Pieroth/Schlink: Grundrechte Staatsrecht II. S. 160, Rn. 662 
31 BVerfG, Beschluss vom 17.07.1984 (Az. 1 BvR 816/82), Rn. 31 
32 Kai Engelke: Das Straßenmusikbuch. 1984, S. 22  
33 vgl. Kai Engelke: Das Straßenmusikbuch. 1984, S. 22 
34 Kai Engelke: Das Straßenmusikbuch. 1984, S. 5 
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Die Kunstfreiheit ist ein Menschenrecht und wird allen Menschen gleichermaßen, unab-

hängig von Herkunft und Nationalität, gewährleistet. Vorliegend ist sowohl der Künstler 

als solcher, als auch alle am Schaffensprozess Beteiligte durch die Kunstfreiheit des Art. 

5 Abs. 3 GG geschützt. Der sogenannte Künstler muss dabei weder als Künstler aner-

kannt, noch von Beruf Künstler sein35. 

Es sind also alle Personen, die eine unentbehrliche Rolle im Werk- sowie Wirkbereich 

der Kunst liegen, im persönlichen Schutzbereich des Art. 5 Abs. 3 GG36. 

3.2.2 Der sachliche Schutzbereich der Kunstfreiheit 

Die Garantie der Kunstfreiheit betrifft gleichermaßen den "Werkbereich", also die künst-

lerische Betätigung als solche, und den "Wirkbereich", also die Darbietung und Verbrei-

tung des Kunstwerkes in der Öffentlichkeit, als unlösbare Einheit37. Kunst als solche wird 

dabei stets nach den drei Kunstbegriffen (formal, material, offen) beurteilt. 

„Insoweit bedeutet die Kunstfreiheitsgarantie das Verbot, auf Methoden, Inhalte und 

Tendenzen der künstlerischen Tätigkeit einzuwirken, insbesondere den künstlerischen 

Gestaltungsraum einzuengen, oder allgemein verbindliche Regeln für diesen Schaffens-

prozess vorzuschreiben“38. 

Bezogen auf die Straßenmusik bedeutet dies, dass das Vorbereiten und Spielen außer-

halb der Öffentlichkeit (Werkbereich) genauso geschützt ist, wie der Auftritt auf der 

Straße (Wirkbereich). 

3.2.3 Die Grenzen der Kunstfreiheit 

„Die Kunst ist in ihrer Eigenständigkeit und Eigengesetzlichkeit durch Art. Abs. 3 Satz 1 

[des Grundgesetzes] vorbehaltlos gewährleistet“39. Es gibt weder einen ausdrücklichen 

Schranken- noch einen Eingriffsvorbehalt. Sie kennt keinen Gesetzesvorbehalt40. Auch 

die Schranken des Artikels 5 Abs. 2 GG sowie das in Art. 2 Abs. 1 GG ausgeführte 

Schrankentrias finden auf die Kunstfreiheit keine Anwendung41. Lediglich ungeschrie-

bene, verfassungsimmanente Schranken, welche demzufolge nicht ausdrücklich in Art. 

5 Abs. 3 GG benannt sind, begrenzen die Kunstfreiheit. Das können im Folgenden über-

ragende verfassungsrechtliche Werte oder die geschützten Grundrechte Dritter sein. 

 
35 vgl. Pieroth, Schlink: Grundrechte Staatsrecht II. 2012, Rn. 663 
36 vgl. Henschel, Professor Dr. Johann Friedrich: Die Kunstfreiheit in der Rechtsprechung des BVerfG. 
1990, S. 1937 ff. 
37 vgl. BVerfG, Beschluss vom 24.02.1971 (Az. 1 BvR 435/68), Rn. 49 
38 Burghart in: Leibholz/Rinck, Grundgesetz. 2019, Rn. 1036 
39 Burghart in: Leibholz/Rinck, Grundgesetz. 2019, Rn. 1041 
40 vgl. Hager, Johannes: Die Kollission mit der Freiheit der Kunst. In: Staudinger, Julius von: Kommentar 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch mit Einführungsgesetz und Nebengesetzen. 2017, Rn. C 128 
41 vgl. Hager, Johannes: Die Kollission mit der Freiheit der Kunst. In: Staudinger, Julius von: Kommentar 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch mit Einführungsgesetz und Nebengesetzen. 2017, Rn. C 128 
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Fraglich sei jedoch, ob die Schranken im Werk- oder im Wirkbereich der Kunstfreiheit zu 

beachten sind. Nach herrschender Meinung werden die beiden Bereiche in gleichem 

Umfang geschützt, „da sie oft zusammenträfen, jedenfalls der Übergang fließend sei“42. 

Dies ist vor allem der vorbehaltlosen Gewährleistung der Kunstfreiheit geschuldet43. 

Weiterhin ist zu beachten, dass die eigentliche Kunstschöpfung, d. h. der Werkbereich, 

„von der Natur der Sache her regelmäßig weniger geeignet ist, die Rechte Dritter oder 

anderer bedeutender Rechtsgüter zu beeinträchtigen als die Vermittlung des Kunst-

werks [(Wirkbereich)], die zwangsläufig Außenwirkung beansprucht“44. Aufgrund der 

verstärkten Außenwirkung des Wirkbereiches ist in diesem eine Konfrontation mit den 

Grundrechten dritter eher denkbar, was jedoch keinesfalls eine Abstufung des Schutzes 

mit sich bringt45. 

3.2.4 Das Verhältnis zur Handlungsfreiheit 

Der Artikel 2 Abs. 1 GG schützt jegliches menschliches Verhalten. Als sogenanntes Auf-

fanggrundrecht tritt es gegenüber den speziellen Grundrechten im Wege der Subsidiari-

tät zurück, sofern der Schutzbereich des speziellen Grundrechtes einschlägig ist.46  

3.2.5 Ergebnis zur Einschätzung der Kunstfreiheit 

Im Ergebnis lässt sich festhalten, dass die Kunstfreiheit eines der am Stärksten ge-

schützten Grundrechte ist, auf welches sich jeder Mensch berufen kann. Sowohl der 

Werkbereich, also das Erstellen, als auch der Wirkbereich, also das Veröffentlichen und 

Präsentieren der Kunst, ist umfasst.  

Bezüglich der Straßenmusik kann man daraus ableiten, dass sowohl das Proben und 

Spielen außerhalb der Öffentlichkeit, als auch auch das Präsentieren der eigenen Fä-

higkeiten und Darbietungen auf öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen vom Schutz 

der Kunstfreiheit aus Art. 5 Abs. 3 GG umfasst sind.  

 
42 vgl. Hager, Johannes: Die Kollission mit der Freiheit der Kunst. In: Staudinger, Julius von: Kommentar 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch mit Einführungsgesetz und Nebengesetzen. 2017, Rn. C 129 
43 vgl. Hager, Johannes: Die Kollission mit der Freiheit der Kunst. In: Staudinger, Julius von: Kommentar 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch mit Einführungsgesetz und Nebengesetzen. 2017, Rn. C 129 
44 vgl. Henschel, Professor Dr. Johann Friedrich: Die Kunstfreiheit in der Rechtsprechung des BVerfG. 
1990, S. 1937 ff. 
45 vgl. Hager, Johannes: Die Kollission mit der Freiheit der Kunst. In: Staudinger, Julius von: Kommentar 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch mit Einführungsgesetz und Nebengesetzen. 2017, Rn. C 128 
46 vgl. Pieroth, Schlink: Grundrechte Staatsrecht II. 2012, Rn. 386 f.  
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4 Bestehende gesetzliche Regelungen in Bezug auf die Stra-
ßenmusik 

4.1 Immissionsschutzgesetze 

Schon das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) trifft Aussagen über schädli-

chen Umwelteinwirkungen durch Geräusche. Nach Wortlaut des § 3 Abs. 1 des BIm-

SchG versteht man unter „schädlichen Umwelteinwirkungen“ Immissionen, die nach Art, 

Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Be-

lästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen.  

Immissionen sind nach § 3 Abs. 2 BImSchG „auf Menschen, Tiere und Pflanzen, den 

Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter einwirkende 

Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnli-

che Umwelteinwirkungen“. Diese Einwirkungen entstehen durch die Emissionen nach § 

3 Abs. 3 BImSchG, also „die von einer Anlage ausgehenden Luftverunreinigungen, Ge-

räusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Erscheinungen“. Geräu-

sche sind dabei im Medium Luft erfasste Schallwellen, welche durch das Ohr wahrnehm-

bar sind, also unter anderem auch die Musik47. 

Das BImSchG hat der Bund im Rahmen seiner konkurrierenden Gesetzgebungskompe-

tenz auf Grundlage des Art. 74 Abs. 1 Nr. 24 i. V. m. Art. 72 GG erlassen. Da der Bund 

also von seinem Recht Gebrauch gemacht hat, können die Länder grundsätzlich keine 

Gesetze mehr erlassen, sondern lediglich den personenbezogenen Immissionsschutz 

und die Behördenzuständigkeit regeln.48 

Das Bundesimmissionsschutzgesetz wird also durch die entsprechenden Landesimmis-

sionschutzgesetze der einzelnen Länder ergänzt. 

4.2 Straßengesetze 

Im Bereich des Straßenrechts gibt es bundesweit des Fernstraßengesetz (FStrG), wel-

ches in § 7 den Gemeingebrauch und in § 8 die Sondernutzung regelt. Der Anwendungs-

bereich bezieht sich jedoch ausschließlich auf Bundesstraßen, welche in § 1 FStrG er-

läutert sind. Die von der Straßenmusik betroffenen Straßen, Wege und Plätze unterlie-

gen jedoch jeweils dem Straßengesetz der Länder, welche bundeslandspezifisch gelten. 

 
47 vgl. Burbulla/ Hoppe in: Schreiber: Handbuch Immobilienrecht. 2011, Rn. 22 
48 vgl. Stadt Leipzig: Rechtliche Grundlagen zum Lärmschutz. o. D. 
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5 Auswertung der gewonnenen Informationen zum Umgang 
mit Straßenmusik 

5.1 Der Vergleichsumfang 

Der Umfang des Vergleiches bezieht sich auf insgesamt 15 Städte, deren Einwohnerzahl 

entweder über 500 000 liegen oder aber eine der kreisfreien Städte des Freistaates 

Sachsen darstellen.  

Neben dem Freistaat Sachsen werden dabei Städte der Bundesländer Nordrhein-West-

falen, Hessen, Niedersachsen, Bayern, Baden-Württemberg sowie Bremen, Hamburg 

und Berlin betrachtet. Die Städte Berlin und Hamburg weisen aufgrund der vielen beste-

henden Bezirke eine Besonderheit auf. In dieser Arbeit werden diese Bezirke jedoch 

aufgrund fehlender bzw. unzureichender Informationsgrundlagen und Regelungslücken 

nicht gesondert betrachtet. Stattdessen wird versucht, alle einzelnen vorhanden Infor-

mationen der Bezirke der jeweiligen Stadt als Ganzes zuzuordnen. Dabei werden insbe-

sondere die bekannten Informationen über die zentralen Bezirke der Stadt einbezogen.  

Die Daten der Einwohnerzahlen beziehen sich aus Gründen der Vergleichbarkeit fast 

alle auf den 31.12.2018. Lediglich die Daten der Stadt Hannover beziehen sich auf das 

Vorjahr 2017, da für den 31.12.2018 keine Zahlen ersichtlich waren. Eine starke Abwei-

chung ist jedoch nicht zu erwarten. Die Einwohnerzahlen sind in der folgenden Tabelle, 

getrennt nach Bundesland, für jede Stadt individuell dargestellt. 
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LAND STADT EINWOHNERZAHL 

FREISTAAT SACHSEN Leipzig    587 85749 

 Dresden    554 64950 

 Chemnitz    247 23751  

NORDRHEIN-WESTFALEN Köln 1 085 66452 

 Düsseldorf    619 29453 

 Dortmund    587 01054 

 Essen    583 10955 

HESSEN Frankfurt a. M.    753 05656 

NIEDERSACHSEN Hannover    535 06157 

BAYERN München 1 471 50858 

 Nürnberg    518 36559 

BADEN-WÜRTTEMBERG Stuttgart    634 83060 

BREMEN Bremen    569 35261 

HAMBURG Hamburg 1 891 81062 

BERLIN Berlin 3 748 14863 

Tabelle 1: Einwohnerzahl je Stadt (geordnet nach Bundesland) 

 

 
49 Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen: Bevölkerung. 2019 
50 Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen: Bevölkerung. 2019 
51 Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen: Bevölkerung. 2019 
52 Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen: Top Ten der größten Städte am 31. De-
zember 2018. 15.08.2019 
53 Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen: Top Ten der größten Städte am 31. De-
zember 2018. 15.08.2019 
54 Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen: Top Ten der größten Städte am 31. De-
zember 2018. 15.08.2019 
55 Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen: Top Ten der größten Städte am 31. De-
zember 2018. 15.08.2019 
56 Hessisches Statistisches Landesamt: Altersstrukturen der Bevölkerung in den hessischen Gemeinden 
am 31. Dezember 2018. 2019 
57 Landesamt für Statistik Niedersachsen: Bevölkerung der Gemeinden mit 10 000 und mehr Einwohner/-
innen am 31. Dezember 2017. 2018 
58 Bayrisches Landesamt für Statistik: Einwohnerzahlen am 31.12.2018. 2019 
59 Bayrisches Landesamt für Statistik: Einwohnerzahlen am 31.12.2018. 2019 
60 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg: Eckdaten zur Bevölkerung. 2019 
61 Statitisches Landesamt Freie Hansestadt Bremen: Bevölkerungsstand im Land Bremen 1. Quartal 2019. 
2019 
62 Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein: Bevölkerung in Hamburg am 31.12.2018. 2019 
63 Amt für Statistik Berlin Brandenburg: Einwohnerinnen und Einwohner im Land Berlin am 31. Dezember 
2018. 2019 
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Aus den selbigen Daten ist in der nun folgenden Grafik die Einwohnerzahl der Städte, 

geordnet nach der Größe, dargestellt. Daraus lässt sich gut erkennen, dass die Stadt 

Berlin mit 3.748.148 Einwohnern mit großem Abstand, nämlich nahezu doppelt so vielen 

Einwohnern, vor Hamburg liegt. Insgesamt 4 der 15 Städte haben eine Einwohnerzahl 

größer als 1.000.000 Einwohner. Fast die Hälfte der betrachteten Städte haben eine 

Einwohnerzahl zwischen 500.000 und 600.000.  

Eine Ausnahme in dieser Übersicht bildet die Stadt Chemnitz, welche mit 247.237 Ein-

wohnern die Grenze der 500.000 bei Weitem nicht überschreitet. Dennoch wird sie als 

eine der kreisfreien Städte des Freistaates Sachsen in die Betrachtung aufgenommen. 

Die beiden weiteren kreisfreien Städte des Freistaates Sachsen, Leipzig und Dresden, 

bewegen sich mit 587.857 bzw. 554.649 Einwohnern im guten Mittelfeld. 
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Abbildung 1: Einwohnerzahl je Stadt (geordnet nach Größe) 

5.2 Die Vergleichsgrundlagen  

An dieser Stelle soll der Weg der Informationsgewinnung und Informationsvervollständi-

gung erläutert werden. 

Die nachstehenden Informationen wurden aus verschiedenen Quellen zusammengetra-

gen. Diese Quellen sind insbesondere die Internetauftritte der jeweiligen Städte inklusive 

der darauf befindlichen Informationen bezüglich der Straßenmusik. Weiterhin wurden die 

von den Städten veröffentlichten Merkblätter zum Thema Straßenmusik sowie rechtliche 

Grundlagen in den Vergleich einbezogen. Seitens der Bearbeiterin wurden die Stadtver-

waltungen bezüglich verschiedener Fragen auf dem elektronischen Weg angeschrieben. 

Diese bezogen sich insbesondere auf das zahlenmäßige Ausmaß der Straßenmusik so-

wie Auffälligkeiten in den Kommunen. Weiterhin wurde nach Problemen und aktuellen 
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Themen (z. B. im Stadtrat) gefragt. Im Verlauf der Befragung konnten die verschiedenen 

Vergleichspunkte herausgearbeitet und benannt werden. Auf Grundlage dieser Ver-

gleichspunkte wurden die einzelnen Städte zur Informationsvervollständigung individuell 

angefragt.  

Zur besseren Übersicht sind allein die Antworten der Stadtverwaltungen in den Anhän-

gen dargestellt. Ebenso sind die existenten Merkblätter, welche vielerorts in mehreren 

Sprachen ausgefertigt sind, in der deutschen Sprache beigefügt. Alle zum Vergleich ver-

wendeten Informationen, die nicht Veordnung oder Satzung sind, sind in den Anhängen 

1 bis 15, geordnet nach Städten, zu finden.  

5.3 Regelungsarten 

So frei und unverbindlich, wie man es bei der Straßenmusik vermutet, ist es in der Rea-

lität nicht. Mit der zunehmenden Zahl an Straßenmusikern und der Mannigfaltigkeit de-

ren Repertoires mussten natürlich auch die Regelungen entsprechend angepasst wer-

den. Eine bundesweit einheitliche Regelung für den Umgang mit der Straßenmusik gibt 

es nicht, vielmehr kann jede Kommune ihre eigenen Regelungen benennen.64 

Die Art und Weise der Kommunen, die Regelungen schriftlich zu fixieren, sind sehr dif-

ferenziert. Grundsätzlich ausschlaggegend ist hier die jeweilige Einordnung der Straßen-

musik als Sondernutzung oder Gemeingebrauch von Straßen.  

Öffentliche Wege und Plätze können in zweierlei Hinsicht benutzt werden. Auf der einen 

Seite können diese im Sinne Gemeingebrauchs, auf der anderen Seite über den Ge-

meingebrauch hinausgehend im Rahmen einer Sondernutzung benutzt werden.65 

„Einen auch für das landesrechtliche Straßen- und Wegerecht maßgebenden allgemei-

nen bundesrechtlichen Begriff des Gemeingebrauches gibt es nicht.“66 Von Gemeinge-

brauch kann jedoch die Rede sein, wenn die Straße vorwiegend zum Zweck des Ver-

kehrs genutzt wird, es kommt auf einen Verkehrsbezug an. Dieser ist dann anzunehmen, 

wenn die Straße im Rahmen der Fortbewegung genutzt wird. Dazu zählen auch der ru-

hende Verkehr sowie der kommunikative Verkehr, also die kommunikative Begegnung 

und Pflege menschlicher Kontakte.67 Der Gemeingebrauch ist beispielhaft gemäß § 14 

Abs. 1 S. 1 des Sächsischen Straßengesetzes (SächsStrG) „jedermann im Rahmen der 

Widmung und der verkehrsrechtlichen Vorschriften gestattet“.  

 
64 Hiller, Enrico: Straßenmusik in und um Deutschland: Regeln, Genehmigungen, Auflagen und Besonder-
heiten. 29.04.2017 
65 vgl. JuraForum: Sondernutzung i.S.d. StVO, BGB und WEG. o. D. 
66 BVerwG, Beschluss vom 19.12.1986 (Az. 7 B 144/86) 
67 vgl. JuraForum: Sondernutzung i.S.d. StVO, BGB und WEG. o. D. 
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Gemäß § 18 Abs. 1 S. 1. des SächsStrG ist „die Benutzung der Straße über den Ge-

meingebrauch und den Anliegergebrauch hinaus […] Sondernutzung“. Darunter zählen 

„diejenigen Nutzungen, die das gleiche Recht aller überschreiten und somit üblicher-

weise verboten sind oder einer Erlaubnis bedürfen“68. 

Die Regelungen bezüglich des Gemeingebrauches sowie der Sondernutzungen der an-

deren Länder gleichen inhaltlich den Regelungen des Freistaates Sachsen. 

„Ob es sich nun um einen erlaubnisfreien Gemeingebrauch oder eine erlaubnispflichtige 

Sondernutzung handelt, bestimmt sich nach dem Zweck der Straßenbenutzung“69. 

Die Einordnung der Straßenmusik in den Gemeingebrauch auf der einen und die Son-

dernutzung auf der anderen Seite obliegt den Kommunen. In jedem Fall ist eine Einord-

nung der Straßenmusik als erlaubnisbedürftige Sondernutzung mit Bundesrecht, insbe-

sondere mit der Garantie der Kunstfreiheit in Art. 5 Abs. 3 GG vereinbar70. 

Nahezu alle Städte haben spezielle Satzungen oder Verordnungen aufgestellt. Konkrete 

Ausführungen bezüglich der Straßenmusik sind jedoch nicht in jeder dieser Regelungen 

vorhanden.  

Folgend sollen alle ausdrücklichen Regelungen innerhalb von Satzungen (insbesondere 

Sondernutzungssatzungen) oder Verordnungen (Polizei- bzw. ordnungsbehördliche 

Verordnungen) betrachtet werden.  

Innerhalb des Freistaates Sachsen haben zwei der drei kreisfreien Städte konkrete Re-

gelungen innerhalb der Normen formuliert. Die Stadt Leipzig regelt die Straßenmusik 

ausführlich in § 8 der Polizeiverordnung. Noch speziellere Regelungen verfolgt die Stadt 

Dresden, welche Ausführungen bezüglich der Straßenmusik in § 3 Nr. 20 der Sondernut-

zungssatzung der Stadt Dresden sowie einer eigens für Straßenkunst erstellten Satzung 

vornimmt, ergänzt durch ein umfangreiches Informationsblatt. Die Stadt Chemnitz als 

dritte kreisfreie Stadt des Freistaates Sachsen hat in §§ 7 f. der Polizeiverordnung For-

mulierungen zum Thema Lärmschutz verfasst. 

Eine weitere ausführliche Regelung hat die Landeshauptstadt Düsseldorf im Bundesland 

Nordrhein-Westfalen erstellt. Dort findet man in § 6 Abs. 5 Sondernutzungssatzung ent-

sprechende Ausführungen, welche durch einen Flyer über die „Spielregeln für Straßen-

musikanten in der Innenstadt“ ergänzt werden. Auch die Stadt Köln hat Regelungen in § 

8 f. der Kölner Stadtordnung festgehalten. 

Die Stadt München als Landeshauptstadt des Freistaates Bayern formuliert in § 26 der 

Richtlinie für Sondernutzungen an den öffentlichen Straßen enstprechende Anforderun-

gen. Diese werden durch ein Merkblatt ergänzt. 

 
68 vgl. JuraForum: Sondernutzung i.S.d. StVO, BGB und WEG. o. D. 
69JuraForum: Sondernutzung i.S.d. StVO, BGB und WEG. o. D. 
70 vgl. BVerwG, Beschluss vom 19. 12.1986 (Az. 7 B 144/86) 
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Auch die Hauptstadt des Landes Baden-Württemberg, die Stadt Stuttgart, trifft in § 3 

Abs. 1 der Satzung zur Erteilung von Sondernutzungserlaubnissen auf den öffentlichen 

Verkehrsflächen in der Stuttgarter Innenstadt in Verbindung mit der Anlage 1 c zu 6/5 

„Merkblatt Straßenmusik“ sehr ausführliche Bedingungen. 

 Die Stadt Bremen hat in § 5 des Ortsgesetzes über die öffentliche Ordnung Bremens 

entsprechende Ausführungen.  

Das Land Berlin hat Regelungen in dem Rundschreiben II Nr. 3/10 über den Vollzug des 

Landes-Immissionsschutzgesetzes Berlin, insbesondere zu den Regelungen der §§ 3 

bis 5 LImSchG Bln, empfohlen. 

In allen anderen Städten ist in den Satzungen bzw. Verordnungen die Straßenmusik 

nicht ausdrücklich formuliert. Vielmehr existieren dort konkrete Merkblätter, welche zahl-

reiche Informationen über die Möglichkeiten der Ausgestaltung der Straßenmusik in der 

entsprechenden Kommune geben. Dies betrifft insbesondere die Städte Dortmund und 

Hannover sowie Frankfurt und Nürnberg. Auch die Stadt Hamburg hat Merkblätter zur 

Straßenmusik, sogar spezielle für bestimmte Spielbereiche wie z. B. die Spitalerstraße 

als eine der Einkaufsstraßen der Stadt, erlassen. 

Die wenigsten Regelungen findet man in der Stadt Essen. Dort findet man lediglich in § 

3 Abs. 1 Ordnungsbehördliche Verordnung zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Si-

cherheit und Ordnung wenige Informationen, welche jedoch keine konkreten Ausführun-

gen zur Straßenmusik enthalten. 

Nun stellt sich die Frage der Rechtsverbindlichkeit der sogenannten Merk- und Informa-

tionsblätter. Dabei könnte es sich gemäß § 35 Abs. 1 S. 2 des Verwaltungsverfahrens-

gesetzes (VwVfG) um eine Allgemeinverfügung handeln. Dies ist ein Unterfall des Ver-

waltungsaktes und zeichnet sich insbesondere durch einen nach allgemeinen Merkma-

len bestimmten oder bestimmbaren Personenkreis aus. Ebenfalls kann er die öffentlich-

rechtliche Eigenschaft einer Sache oder ihre Benutzung durch die Allgemeinheit betref-

fen. Die weiteren Merkmale des Verwaltungsaktes bleiben bestehen. Diese umfassen 

insbesondere eine hoheitliche Maßnahme, die eine Behörde auf dem Gebiet des öffent-

lichen Rechts mit unmittelbarer Rechtwirkung nach außen trifft. 

Der Adressat der Merkblätter ist kein konkretes Indiviuum, sondern vielmehr ein an be-

stimmten Merkmalen festgelegter Personenkreis. Dieser stellt vorliegend die Straßen-

musiker dar, also alldiejenigen, die auf der Straße musizieren.  
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Die Rechtsverbindlichkeit der Merkblätter ensteht also durch deren Einordnung als All-

gemeinverfügung.71  

Aufgrund des großen Spektrums internationaler und interkultureller Künstler sind diese 

Merkblätter vielerorts in zahlreichen Sprachen ausgefertigt.  

5.4 Die Vergleichspunkte 

In dem folgenden Abschnitt soll es um den direkten Regelungsvergleich, unabhängig 

von deren Veröffentlichung, gehen. Um einen direkten Vergleich der einzelnen Städte 

herbeiführen zu können, müssen die jeweiligen Vergleichspunkte klar definiert sein. Da-

für wurden seitens der Verfasserin insgesamt neun Punkte, zum Teil mit Unterpunkten, 

herausgearbeitet, welche im Folgenden beschrieben und anschließend verglichen wer-

den sollen. 

5.4.1 Genehmigung vs. „Casting“. 

Vorliegend soll untersucht werden, ob die Straßenmusiker zum Musizieren grundsätzlich 

eine Genehmigung bzw. Erlaubnis benötigen oder ob das Musizieren erlaubnisfrei ge-

duldet wird. Von eventuellen Abweichungen und Besonderheiten wird voerst abgesehen. 

Aus dieser Unterscheidung können insgesamt zwei Kategorien erstellt werden. 

12

3
Kategorie 1:
genehmigungsfrei

Kategorie 2:
genehmigungspflichtig

 

Abbildung 2: Anzahl der Städte pro Kategorie: Genehmigungspflicht 

Kategorie 1 beinhaltet alle Städte, welche die Straßenmusik erlaubnisfrei gestalten und 

keinerlei Genehmigung erforderlich ist. Aus der Abbildung geht hervor, dass deutlich 

mehr Städte diesen erlaubnisfreien Weg, z. B. in Form der Duldung, wählen. Die 

 
71 VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 26.06.1986 (Az. 1 S 2448/85) 
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Erlaubnisfreiheit unterliegt in der Regel der Voraussetzung, dass die von der Stadt auf-

gestellten Regeln vollumfänglich und ausnahmslos eingehalten werden.  

Aus einer einst genehmigungsfreien Ausübung der Straßenmusik kann jedoch auch eine 

Genehmigungspflicht erwachsen, sobald Handlungen entgegen der „Spielregeln“ vorge-

nommen werden wollen, welche einer entsprechenden Ausnahmegenehmigung bedür-

fen. Dies betrifft insbesondere die Nutzung von Verstärkern und Tonwiedergabegeräten 

trotz grundsätzlichen Verbotes oder aber das Spielen an Orten, welche nicht in den vor-

gegebenen Spielbereichen liegen. 

Besonders die Stadt Chemnitz weist gesondert darauf hin, dass aus der erlaubnisfreien 

Nutzung eine erlaubnispflichtige Sondernutzung werden kann. Eine genaue Grenze zwi-

schen der Erlaubnisfreiheit bzw. der Erlaubnispflicht kann nicht gezogen werden. Die 

Einordnung ist grundsätzlich einzelfallabhängig und bestimmt sich nach den Kriterien 

wie z.B. der Personenanzahl, dem Flächenbedarf sowie Aufbauten und dem Verkauf. 

Bei einer größeren Gruppe mit diversen Aufbauten wie einer kleinen Bühne oder Tischen 

mit Stühlen kann jedoch von einer erlaubnispflichtigen Sondernutzung ausgangen wer-

den. 

In Kategorie 2 sind die Städte eingeordnet, in welchen die Straßenmusik grundsätzlich 

einer Genehmigungspflicht unterliegt. Diesen Weg wählen die drei Städte Dresden, 

Nürnberg und München. 

Die Stadt Dresden verlangt zum Spielen in der Öffentlichkeit für Einzelpersonen und 

Gruppen bis zu fünf Personen eine Spielerlaubnis. Dies ist in § 1 Abs. 2 i. V. m. § 3 Abs. 

1 der Satzung über die Straßenkunst der Stadt Dresden geregelt. Dagegen benötigen 

größere Gruppen ab fünf Personen gemäß § 2 Abs. 2 a. E. der Satzung über Straßen-

kunst eine Sondernutzungserlaubnis.  

Auch in der Stadt Nürnberg unterliegt die Straßenmusik einer Genehmigungspflicht. Die 

Genehmigung wird jedoch sofort erteilt, wenn die entsprechend notwendige Kapazität 

vorhanden ist. Diese Kapazität bezieht sich auf insgesamt fünf Genehmigungen, welche 

täglich erteilt werden. 

Besonders präzise Regelungen in diesem Bereich hat die Stadt München. Wie in einigen 

anderen Großstädten ist auch dort eine Genehmigung notwendig, welche täglich von 

Montag bis Samstag für den laufenden Tag an die Künstlerinnen und Künstler, aus-

schließlich persönlich und unter Vorlage eines Ausweisdokumentes, in der Reihenfolge 

ihres Eintreffens vergeben werden. Von Montag bis Samstag werden täglich insgesamt 

zehn Genehmigungen für Straßenmusiker ausgestellt, dabei jeweils fünf für den Vormit-

tag (10 Uhr bis 14 Uhr) und fünf für den Nachmittag (15 Uhr bis 22 Uhr). Jeder Musiker 

kann in dem Zeitraum von Montag bis Samstag an zwei Tagen berücksichtigt werden. 
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Erlaubnisse für Sonntag werden bereits am Freitag, die für Feiertage am letzten Werktag 

vor dem entsprechenden Feiertag ausgegeben. Insgesamt werden jeweils zehn Geneh-

migungen für den Spielzeitraum zwischen 13 Uhr und 22 Uhr erteilt. Diese werden ge-

genüber den Genehmigungen von Montag bis Samstag gesondert gewertet.  

Die Stadt München weist im Verhältnis zu den anderen 14 Städten eine weitere klare 

Besonderheit auf, das „Casting“. Mit dem Begriff Casting assoziiert man sofort Talent-

schauen verschiedenster Fersehformate. Doch genau das ist vorliegend nicht so ange-

dacht. In der bayrischen Hauptstadt müssen alle Erstbewerber vor dem ersten Auftritt 

auf der Straße ihr Können unter Beweis stellen, bevor sie eine Genehmigung erhalten. 

Überprüft wird dies durch ein Team der Stadtinformation im Rathaus auf dem Marien-

platz, dokumentiert wird alles in einer Kartei.72 „Doch eine Genehmigung vom künstleri-

schen Wert abhängig zu machen?“73 – darum soll es nicht gehen. Anspruch des „Vor-

spielens“ sei lediglich herauszufinden, ob die Musiker ihr Instrument beherrschen oder 

die Übungsstunden ins Freie verlegen wollen. 

5.4.2 Anfallende Gebühren 

In der Regel unterliegt das Verwaltungshandeln einer dafür anfallenden Gebühr. Im Fall 

der Straßenmusik ist dies in der Regel dann zutreffend, wenn die Straßenmusik der Ge-

nehmigungspflicht unterliegt, d. h. wenn seitens der Verwaltung eine Genehmigung aus-

gestellt werden muss. Aufgrund der stark voneinander abweichenden Handhabungen 

werden an dieser Stelle die betroffenen Städte differenziert voneinander betrachtet. Eine 

Kategorienbildung scheint nicht sinnvoll. 

Die Stadt Chemnitz hat die Straßenmusik grundsätzlich erlaubnisfrei gestaltet. Im Ein-

zelfall ist es jedoch möglich, dass diese erlaubnispflichtig wird. Eine klare Trennung zwi-

schen Erlaubnispflicht und Erlaubnisfreiheit ist grundsätzlich nicht möglich, da die Ein-

ordnung stets einzelfallabhängig ist. Im Fall, dass die Straßenmusik aufgrund verschie-

dener Faktoren einer Erlaubnispflicht unterliegt, kommt § 8 Abs. 1 der Sondernutzungs-

satzung der Stadt Chemnitz zum Tragen, wonach eine Gebührenpflicht für diese erlaub-

nispflichtigen Sondernutzungen ensteht. Diese werden nach Maßgabe der Anlagen 1 

und 2 erhoben, welche Bestandteile der Satzung sind. Soweit Mindestgebühren beste-

hen, kommen diese zur Anwendung. Eine ausdrückliche Regelung bezüglich der Stra-

ßenmusik ist in den Anlagen jedoch nicht zu finden. Im Falle einer Erlaubniserteilung 

könnte man jedoch die Tarifstelle 22 der Anlage 1, welche sonstige Informations-

stände/Veranstaltungen als Sondernutzung benennt, anwenden. Die Gebührenhöhe 

 
72 Friedmann, Jan: Bloß kein Dudelsack. 2019, S. 49 
73 Friedmann, Jan: Bloß kein Dudelsack. 2019, S. 49 
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würde sich dann täglich, abhängig von der betroffenen Zone, bemessen und liegt in dem 

Bereich zwischen 26,59 € und 33,23 €. 

In der Stadt Leipzig ist die Straßenmusik ähnlich wie in der Stadt Chemnitz erlaubnisfrei. 

Sofern diese z. B. durch den Einsatz von Verstärkern erlaubnispflichtig werden, greift 

eine Gebührenpflicht. Diese bemisst sich nach § 7 i. V. m. Anlage 1, Nr. 2.2 „Sondernut-

zungen, die beim Ordnungsamt/Veranstaltungsstelle zu beantragen sind“, lfd. Nr. 6 

„Straßenmusik mit Verstärker für max. ½ Stunde je Standort“. Es fallen, je nach Zone, 

Gebühren in Höhe von 3 € bis 5 € an. 

Auch in der Stadt Hannover kann die Erlaubnisfreiheit einer Erlaubnispflicht weichen. 

Unter Einhaltung der im Flyer festgelegten Regeln ist die Darbietung von Straßenmusik 

genehmigungsfrei. Darbietungen, die über die im Flyer festgelegten Regeln hinaus ge-

hen (bezogen auf Ort und Zeit z. B.) sind mindestens zehn Werktage vor der geplanten 

Darbietung unter Angabe eines besonderen Anlasses zu beantragen. In der Regel wer-

den für diese Genehmigung nach Sondernutzungsgebührenordnung 10 € erhoben. Von 

der Gebührenerhebung kann jedoch abgesehen werden, wenn das eingenommene Geld 

nachweislich einem wohltätigen Zweck zugegangen ist. 

Im Freistaat Bayern haben beide betrachteten Städte eine Gebührenpflicht. Die Landes-

hauptstadt München berechnet für jede Genehmigungsausstellung je eine Verwaltungs-

gebühr in Höhe von 10 €. Die Stadt Nürnberg veranschlagt einen Betrag von 4 € pro Tag 

bzw. von 24 € pro Woche. 

Im Ergebnis lässt sich festhalten, dass die Entstehung der Gebührenpflicht von ganz 

verschiendenen Faktoren abhängt. Ebenso differenziert die Höhe der anfallenden Ver-

waltungsgebühren stark. Die Genehmigungen und die damit einhergehenden Gebühren 

werden für eine Einzeldarbietung, einen ganzen Tag oder auch eine gesamte Woche 

ausgestellt. 

5.4.3 Begrenzung der Spieleranzahl  

Die Straßenmusik wird in den verschiedensten Konstellationen aufgeführt. Das Spekt-

rum reicht vom Solisten bis hin zu großen Gruppen. Es ist nachvollziehbar, dass mit 

zunnehmender Zahl an Akteuren die Lautstärke der Darbietungen steigt und dement-

sprechenden auch mehr Aufsehen erregt. Damit einhergehend hebt sich natürlich auch 

das Konfliktpotenzial zwischen den Musikern selbst und denen, die sich durch die Auf-

führungen gestört fühlen.  

Um dem entgegenzuwirken, haben einige Städte Regelungen bezüglich einer maxima-

len Spieleranzahl erlassen. Dabei geht es darum, wie viele Musiker zur gleichen Zeit und 
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am gleichen Standort an der Darbietung mitwirken dürfen. Insgeamt lassen sich vier Ka-

tegorien bilden, welche in der folgenden Übersicht dargestellt sind.  

10
1

1

3

Kategorie 1:
keine Beschränkung

Kategorie 2:
Begrenzung auf maximal 3
Personen

Kategorie 3:
Begrenzung auf maximal 4
Personen

Kategorie 4:
Begrenzung auf maximal 5
Personen

 

Abbildung 3: Anzahl der Städte pro Kategorie: Begrenzung der Spielerzahl 

Es lassen sich zwei deutliche Unterschiede erkennen, welche durch die deutliche Tren-

nung der Kategorie 1 zu den Kategorien 2 bis 4 dargestellt ist. In Kategorie 1 sind all die 

Städte untergeordnet, welche keine konkrete Regelung besitzen. In den Kategorien 2 

bis 4 sind all diejenigen Städte, welche eine konkrete Zahl festgelegt haben. 

In die Kategorie 1 fallen 10 von 15 Städte, welche also keine konkreten Regelungen 

bezüglich einer Begrenzung der Spieleranzahl besitzen. In jedem Fall sollte die Zahl der 

Musiker pro Aufführung und Standort den vor Ort herrschenden Bedingungen angepasst 

sein. Weiterhin darf niemand durch die Darbietung beeinträchtigt werden. Mit zunehmen-

der Anzahl Musiker steigt in jedem Fall auch die Gefahr einer Lärmbelästigung. 

In den darauffolgenden Kategorien sind alle Städte erfasst, welche eine spezielle Rege-

lung besitzen.  

In die Kategorie 2 fällt die Stadt Stuttgart, welche die Spielerzahl auf drei Spieler pro 

Aufführung begrenzt hat.  

Dicht gefolgt wird sie von der Stadt Hannover, welche einen Spieler mehr, also insge-

samt vier Musiker, für jede Darbietung erlaubt. Diese ist in Kategorie 3 verankert.  

Die meisten Städte mit gleicher Regelung fallen unter die Kategorie 4. Ingesamt drei 

Städte, nämlich Frankfurt, Nürnberg und München, haben eine maximale Spieleranzahl 

von fünf Personen pro Aufführung und Standort festgelegt. In der Stadt Nürnberg dürfen 

daneben maximal fünf Musiker bzw. Gruppen mit maximal je fünf Personen in der Fuß-

gängerzone der Innenstadt gleichzeitig auftreten. Die Stadt München weist darüber hin-

aus noch eine weitere Besonderheit auf. Neben der Begrenzung der Spielerzahl wird 

auch die Fläche, auf welcher die Darbietung präsentiert werden darf, auf 10 m² begrenzt. 
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5.4.4 Verbot von Instrumenten  

Die Vielfalt der möglich spielbaren Genres wird in manchen Städten durch das Verbot 

gewisser Instrumente eingeschränkt. Die Handhabungen der Städte lassen sich in zwei 

Kategorien einteilen, welche im Folgenden dargestellt werden. 

8
7

Kategorie 1:
kein Verbot

Kategorie 2:
Verbot

 

Abbildung 4: Anzahl der Städte pro Kategorie: Verbot von Instrumenten 

Kategorie 1 umfasst alldiejenigen Städte, die keine Einschränkung bezüglich nutzbarer 

Instrumente getroffen haben. Die Städte, welche dieser Kategorie zugeordnet werden 

können, sind Dresden, Leipzig, Chemnitz, Köln, Essen, Dortmund, Bremen sowie Frank-

furt am Main. 

Die Stadt Frankfurt am Main hat jedoch darüber hinaus besonders konkrete Regelungen 

aufgestellt. Auch wenn es dort kein generelles Verbot gibt, dürfen einige der oben ge-

nannten Instrumente, insbesondere Trompeten, Posauen und Trommeln, pro Standort 

und Aufführung maximal zweimal für je 15 Minuten gespielt werden, sofern zwischen 

diesen Zeiträumen mindestens eine fünfzehnminütige Pause eingehalten wird. Insge-

samt darf der Lautstärkepegel jedoch maximal 60 dBA betragen. 

Grundsätzlich gilt jedoch, ausdrücklich oder implizit, dass Instrumente nur insoweit er-

laubt sind, dass andere Dritte nicht unzumutbar belästigt oder erheblich gestört werden.  

In den restlichen sieben Städten sind einige Instrumente dagegen grundsätzlich verbo-

ten. Dieses Verbot betrifft dann insbesondere sehr geräuschintensive Instrumente wie  

z. B. Rhythmus- und Blasinstrumente. Als Rhythmusinstrumente werden in der Regel 

Schlagzeuge, Trommeln und Pauken benannt. Trompeten und Dudelsackpfeiffen wer-

den als Blasinstrumente verboten. Darüber hinaus verbietet die Stadt München auch 

Drehorgeln und elektronische Instrumente. Zweiteres untersagt auch die Stadt Hanno-

ver, in welcher alle mit Strom betriebenen Instrumente verboten sind. In der Stadt Nürn-

berg sind lediglich, neben den Schlagzeugen, Gruppen von Blechbläsern verboten. 
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Einzelne Spieler sind davon nicht erfasst. Unter diese Kategorie wird auch die Stadt 

Berlin mit ihren verschiedenen Bezirken eingeordet, da eine Tendenz zum Verbot be-

sonders geräuschintensiver Instrumente erkennbar ist. 

Die Verteilung der Städte auf die beiden Kategorien ist damit fast ausgeglichen. 

5.4.5 Nutzung von Verstärkern und Tonwiedergabegeräten 

Bei diesem Vergleichspunkt geht es um die Zulässigkeit von Verstärkern bzw. Tonwie-

dergabegeräten. Diesen Punkt handhaben die Städte sehr differenziert. Es lassen sich 

auch an dieser Stelle drei Kategorien bilden. 

 

Abbildung 5: Anzahl der Städte pro Kategorie: Nutzung von Verstärkern und Ton-

wiedergabegeräten 

Aus dieser Übersicht kann man entnehmen, dass 12 Städte den Einsatz von Verstärkern 

und Tonwiedergabegeräten grundsätzlich untersagt haben. In Kategorie 1 fallen daher 

ca. 80 % aller betrachteten Städte.  

Innerhalb dieser Kategorie sind verschiedene Ausnahmen möglich. Eine solche Aus-

nahme regelt zum Beispiel die Stadt Leipzig. Grundsätzlich ist auch dort die Nutzung 

von Verstärkern und Tonwiedergabegeräten verboten. Mit einer entsprechenden Erlaub-

nis ist es jedoch möglich, diese Geräte zu nutzen. Eine Erlaubnis wird dann erteilt, wenn 

die Instrumente nachweisbar bauartabhängig einen Verstärker benötigen, dies also not-

wendig ist. Die Geräte dürfen jedoch ausschließlich eine maximale Leistung von 20 Watt 

aufweisen.  

Weiterhin gibt es Regelungen, welche aussagen, dass die Nutzung von Verstärkern mit-

hilfe einer Ausnahmezulassung möglich ist. 

Dagegen haben nur 2 Städte kein Verbot dieser Art und sind daher der Kategorie 2 zu-

zuordnen. Dies betrifft die Städte Chemnitz und Dresden. Verstärker und 
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Verbot

Kategorie 2:
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Kategorie 3:
Keine eindeutige Angabe
möglich
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Tonwiedergabegeräte sind daher bei ca. 13 % aller betrachteten Städte zulässig. Die 

Benutzung unterliegt jedoch immer der Grenze der Störung oder Belästigung Dritter. 

Die Kategorie 3 bildet in diesem Kontext eine Ausnahmekategorie bezüglich der Stadt 

Berlin. Nach Aussagen unter Punkt 2.3 aus dem Rundschreiben II Nr. 3/10 zum Vollzug 

des Landes-Immissionsschutzgesetzes Berlin sind verstärkte Musikinstrumente Son-

dernutzungen, welche jedoch keiner Genehmigung bedürfen. Weiterhin dürfen Musikin-

strumente nach Punkt 3.1. und 3.2 nur in dem Maße benutzt werden, dass niemand 

erheblich gestört wird. Das Rundschreiben gilt nach dem Grundsatz aus 1.1 jedoch le-

diglich als Orientierungsrahmen, da die Beurteilung einzelfallabhängig ist und nicht sche-

matisch erfolgen kann. Auf Grundlage dieser unverbindlichen Empfehlung hat jeder der 

12 Bezirke der Stadt Berlin eigene Regelungen im Umgang mit der Straßenmusik erar-

beitet74. Der Informationsgewinn erweist sich dahingehend als schwierig. Deutlich wird 

jedoch, dass es bezüglich des Verbotes von Verstärkern Für und Wider gibt. 

5.4.6 Ausschluss von Spielorten 

In diesem Abschnitt soll untersucht werden, ob und welche Regelungen es in Bezug auf 

die Darbietungsorte der Straßenmusik gibt. Die Bestimmungen diesbezüglich sind sehr 

vielfältig und natürlich für jede Stadt indiviuell. Die Herangehensweise ist verschieden. 

Einerseits werden erlaubte Spielorte konkret vorgegeben, andererseits werden die ver-

botenen Spielorte veröffentlicht, wobei alle weiteren Orte erlaubt sind. Weiterhin soll in 

diesem Kontext betrachtet werden, in welchem Umfang jeder Spielort einer Stadt genutzt 

werden darf. Aufgrund der Mannigfaltigkeit dieser Regelungen werden die Städte, die 

entsprechende Bestimmungen schriftlich fixiert haben, an dieser Stelle gesondert be-

trachte. Es werden keine Kategorien gebildet.  

Im Freistaat Sachsen hat die Landeshauptstadt Dresden in dem herausgegebenen In-

formationsschreiben insgesamt 46 mögliche Spielbereiche veröffentlicht. Diese umfas-

sen Plätze am Alt- bzw. Neumarkt, dem Hauptbahnhof und der Prager Straße, dem Post-

platz und Zwinger sowie den Bereich am Zwingerteich. Weiterhin sind Bereiche am The-

aterplatz, Schlossplatz und der Augustusbrücke, der Hauptstraße, der Dreikönigskirche 

und dem Palaisplatz sowie dem World Trade Center und Annenkirche ausgewiesen. Das 

Musizieren ist ausschließlich in diesen Spielbereichen zulässig. Ferner ist das Musizie-

ren auf öffentlichen Grünflächen sowie Flächen des Straßenbegleitgrüns untersagt. Dar-

über hinaus ist auch die Bespielbarkeit der einzelen Spielorte pro Musiker, differenziert 

nach Jahreszeit, vorgegeben. In den späten Frühlings- und Sommermonaten bis hinein 

in die Herbsmonate, also im Zeitraum vom 1. April bis zum 31. September eines jeden 

 
74 Strauß, Stefan: Straßenmusik in Berlin: Musiker klagen über zu strenge Regeln der Behörden. 2018 
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Jahres, darf jeder Spielort pro Gruppe nur einmal täglich bespielt werden. Rund um die 

Wintermonate, also im Zeitraum vom 1. November bis zum 31. März eines jeden Jahres, 

darf jeder Spielort pro Musiker zweimal täglich aufgesucht werden.  

Die Stadt Leipzig hat keine spezifischen Regelungen erlassen, jedoch die besondere 

Rücksichtnahme auf Kirchen, Schulen, Krankenhäuser sowie Seniorenheime und ähnli-

che schutzbedürftige Einrichtungen angeordnet. 

Im Land Nordrhein-Westfalen haben insgesamt drei der betrachteten Städte konkrete 

Regelungen dieser Art. Die Stadt Dortmund untersagt das Musizieren auf Flächen, auf 

denen genehmigte Veranstaltungen stattfinden. In der Stadt Düsseldorf darf ausschließ-

lich in den Fußgängerzonen musiziert werden. In der Stadt Köln ist die Vorgabe, dass 

jeder Standort pro Musiker einmal täglich aufgesucht werden darf. 

Die Stadt Hannover im Land Niedersachsen hat ebenfalls Spielorte festgelegt. Diese 26 

Spielorte sind auf die Innenstadt sowie die Lister Meile, eine Einkaufsstraße, aufgeteilt. 

Weiterhin darf im Bereich von Märkten, Veranstaltungen, Demonstrationen und Kundge-

bungen nicht musiziert werden. Grundsätzlich darf kein Spielort zweimal hintereinander 

bespielt werden sowie je maximal 30 Minuten pro Zweistundenzeitraum. 

Im Freistaat Bayern haben beide der innerhalb des Vergleichs betrachteten Städte eine 

Regelung in diesem Bereich. Die Landeshauptstadt München erlaubt eine grundsätzli-

che Wahlfreiheit des Standplatzes, soweit eine angemessene Entfernung zu Verkaufs-

ständen und anderen Straßenkünstlern eingehalten wird. Jeder Standort darf dabei täg-

lich nur einmal aufgesucht werden. Der gesamte Marienplatz als zentraler Platz der 

Münchner Innenstadt und Beginn der Fußgängerzone gilt als ein Standplatz.  

Die Stadt Nürnberg hat im Gegensatz zu den anderen Städten keine Spielorte vorgege-

ben, jedoch bestimmte Spielorte namentlich untersagt. Dazu gehören der Hauptmarkt 

als zentraler Platz in der Altstadt und die Königstorpassage, eine unterirdische Verbin-

dung zwischen Hauptbahnhof und Altstadt. Weiterhin ist es möglich, dass bei einzelnen 

Großveranstaltungen in der Altstadt durch Allgemeinverfügung auf bestimmten weiteren 

Straßen und Plätzen die Straßenmusik temporär untersagt wird. Zu Kirchen ist ein Min-

destabstand von 20 Metern einzuhalten. Jeder Standort darf täglich nur einmal als Dar-

bietungsort in Anspruch genommen werden. 

Die Landeshauptstadt des Bundeslandes Baden-Württemberg, Stuttgart, hat innerhalb 

der Innenstadt insgesamt sieben mögliche Spielorte benannt. Diese befinden sich ver-

teilt auf den Mailänder Platz, in der Unteren Königsstraße, auf dem Schloßplatz sowie in 

der Marienstraße. Ebenfalls haben alle Sonderveranstaltungen Vorrang. 
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Die Stadt Hamburg wird vorliegend insbesondere im Bereich Mitte sowie der Spitaler-

straße, eine der zentralsten Einkaufsstraßen der Stadt, betrachtet. 

Im Bezirk Hamburg Mitte sind insgesamt drei Plätze von Darbietungen ausgeschlossen. 

Diese sind der Rathausmarkt, die Reesendammbrücke sowie der Bereich unter den Als-

terarkaden. Darbietungen auf Sondernutzungsflächen, wie z.B. Sommerterrassen der 

Außengastronomie, dürfen nur mit schriftlicher Zustimmung des Nutzers als Darbie-

tungsort genutzt werden. 

In der Spitalerstraße sind ebenfalls drei Orte als Spielorte untersagt. Hiervon betroffen 

ist z. B. der Eingangsbereich der Straße Glockengießerwall an Samstagen und Sonnta-

gen sowie Montag bis Freitag im Zeitraum von 21 Uhr bis 16 Uhr. Auch der Bereich 

zwischen Lange Mühren und Barkhof ist von Montag bis Freitag als Spielort ausge-

schlossen. Ebenfalls der Bereich zwischen Barkhof und Mönckebergstraße im Zeitraum 

von 12 Uhr bis 21 Uhr ist inbegriffen. 

Grundsätzlich haben ausdrücklich genehmigte Veranstaltungen, wie z.B. Weihnachts-

markt, stets Vorrang. 

Die Stadt Berlin benennt in Ihrem Rundschreiben II Nr. 3/10 über den Vollzug des Lan-

desimmissionsschutzgesetzes Berlin unter Punkt 3.3, Buchstaben c bis e, kein konkre-

tes Verbot, nennt jedoch Orte, welche zum Schutz vor Lärm besonders schutzwürdig 

sind. Von einer erheblichen Störung ist insbesondere dann auszugehen, wenn ein Ab-

stand von mindestens 20 Metern zu Wohnhäusern bzw. ein Mindestabstand von 60 Me-

tern zu empfindlichen Einrichtungen wie Krankenhäusern und Pflegeheimen nicht ein-

gehalten wird. Gleiches gilt für das Musizieren vor Kirchen während eines Gottesdiens-

tes bzw. an Orten, die während der schulischen Unterrichtszeiten einsehbar sind. 

5.4.7 Begrenzung der Spieldauer und Standortwechsel 

In diesem Vergleichspunkt geht es darum, wie lange die Straßenmusiker an einer Stelle 

der Stadt musizieren dürfen, ehe sie ihren Standort wechseln müssen. 

Die Begrenzung der Spieldauer verbunden mit dem nach Ablauf der Spielzeit erforderli-

chen Standortwechsel entstammt dem Aspekt, dass an gleicher Stelle nur für eine ganz 

bestimmte Zeit, vor allem zugunsten der Anwohner und Gewerbetreibenden, die gleiche 

Musik gespielt werden darf. 

Eine Regelung über die Zahl der erlaubten Spielminuten, zumindest über das Maximum, 

ist in fast jeder der betrachteten Städte vorhanden. Die entsprechenden Aussagen dar-

über reichen von einer Begrenzung auf 30 Minuten bis zu keinem festgelegten zeitlichen 

Maximum. Die Verteilung der Regelungen ist in der nachfolgenden Grafik veranschau-

licht. 
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Aus dieser Übersicht geht hervor, dass der Großteil, nämlich nur etwas weniger als 79  

% der Städte, eine Spielzeitbegrenzung auf 30 Minuten pro Standort vornimmt. Diese 

sind der Kategorie 1 zuzuordnen. Oftmals ist die erlaubte dreißigminütige Spielzeit auf 

einen bestimmten Zeitraum festgelegt. Dieser betrifft dann in der Regel je eine Hälfte, 

also die ersten oder die letzten 30 Minuten, einer jeden vollen Stunde.  

Alternativ sind in einigen Städten auch 60 Minuten an einem Spielort zulässig. Diese 

maximale Spielzeit regeln immerhin ca. 21 % der betrachteten Städte in Kategorie 2. 

Allein eine Stadt, die Stadt Chemnitz, verzichtet auf eine entsprechende Regelung zur 

Begrenzung der Spieldauer und unterfällt damit der Kategorie 3. 

Oft geht die Spielzeitbegrenzung mit einem Standortwechsel einher. Die Mindestentfer-

nung zum bereits bespielten Standort ist in der Regel vorgegeben. In jedem Fall ist der 

Abstand jedoch in dem Maße einzuhalten, dass die Musik, welche am neuen Standort 

gespielt wird, im alten Einwirkungsbereich nicht mehr zu hören ist. Geregelte Abstände 

zwischen den einzelnen Spielorten umfassen das Spektrum zwischen 100 und 300 Me-

tern. 

5.4.8 Ruhezeiten 

Neben den Spielzeiten muss es natürlich auch Ruhezeiten geben. In diesen Zeiten darf 

an keiner Stelle der Stadt auf öffentlichen Wegen und Plätzen musiziert werden. Bei 

Ruhezeiten denkt man in erster Linie an die Nachtruhe oder die Mittagsruhe. Zu diesen 

beiden Punkten gibt es, anders als erwartet, keine bundeseinheitliche Regelung, welche 

man im BImSchG erwartet hätte. Mit den vor Lärmbelästigungen schützenden Regelun-

gen des BImSchG hat der Bund von seiner Gesetzgebungskompetenz Gebrauch ge-

macht, jedoch zugleich an unterschiedlichen Stellen des Gesetzes und auch in 

11

3

1 Kategorie 1
Spieldauer: 30 min

Kategorie 2
Spieldauer: 60 min

Kategorie 3
Spieldauer: ohne Begrenzung

Abbildung 6: Anzahl der Städte pro Kategorie: Spieldauerbegrenzung pro Standort 
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Verordnungen nach dem BImSchG mit sachbezogenen Öffnungsklauseln Raum für wei-

tergehende Vorschriften der Länder geschaffen75 

Vielmehr dürfen die Länder dies regeln, indem diese von der Öffnungsklausel in § 49 

BImSchG Gebrauch machen. 

Im Allgemeinen umfasst die Ruhezeit deutschlandweit jedoch den Zeitraum zwischen 22 

Uhr und 6 Uhr. Im Verlauf des folgenden Abschnittes werden alle neben dem BImSchG 

einschlägigen Normen benannt. 

Die Ruhezeiten in der Nacht und mittags wurden zum Teil umfassend ausgeweitet. Oft-

mals ist sogar der Zeitraum, in welchem gespielt werden darf, festgelegt. 

Auch hier sind die Regelungen für jede Stadt sehr spezifisch, weshalb jede Stadt separat 

betrachtet wird. 

Zunächst werden die drei im Vergleichsumfang des Freistaates Sachsen enthaltenen 

Städte untersucht. In Sachsen hat das Gesetz über Sonn- und Feiertage im Freistaat 

Sachsen (SächsFSG), insbesondere § 4 Abs. 2, Bedeutung. Danach sind öffentlich be-

merkbare Arbeiten und sonstige Handlungen, die geeignet sind, die Ruhe des Tages zu 

beeinträchtigen, verboten, soweit nicht durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes et-

was anderes bestimmt ist. Ein sächsisches Immissionsschutzgesetz gibt es nicht. 

Nachfolgend sollen die Städte des Freistaates betrachtet werden, welche teilweise ab-

weichende Regelungen getroffen haben. Diese finden jedoch ihre Grenzen stets in den 

in der Normenhierachie darüberstehenden Gesetzen. 

Gemäß § 7 Polizeiverordnung der Stadt Chemnitz darf in der Nachtzeit von 22 Uhr bis 6 

Uhr die Nachtruhe nicht gestört werden. Das Spielen an Sonn- oder Feiertagen ist jedoch 

möglich. 

Die Stadt Leipzig weitet die Ruhezeiten im Vergleich zu Chemnitz aus. Das Musizieren 

auf öffentlichen Wegen und Plätzen ist gemäß § 8 Abs. 4 der Polizeiverordnung der 

Stadt Leipzig von 22 Uhr bis 10 Uhr sowie in der Mittagszeit von 13 Uhr bis 15 Uhr 

untersagt. Von dem Spielverbot sind weiterhin der Karfreitag, der Buß- und Bettag, der 

Volkstrauertag sowie Totensonntag erfasst. 

In Dresden wird durch § 3 der Polizeiverordnung die persönliche Ruhe geschützt. Diese 

Norm untersagt, die Ruhe anderer Personen mehr als unvermeidbar zu stören. Die Ru-

hezeiten sind montags bis donnerstags und sonntags von 22 Uhr bis 7 Uhr des nächsten 

Tages, freitags und sonnabends von 24 Uhr bis 8 Uhr des nächsten Tages. An Sonn-

abenden, Sonn- und Feiertagen gilt ferner eine Mittagsruhe von 13 Uhr bis 15 Uhr. Dar-

über hinaus gibt es in der Stadt Dresden eine Satzung über die Ausübung von 

 
75 Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz: Geräte- und Maschinen-
lärmschutz. o. D. 
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Straßenkunst. Dort wird die Ausübung von akustisch wahrnehmbarer Straßenkunst, also 

Straßenmusik, gemäß § 6 auf den Zeitraum von 9:30 Uhr bis 22 Uhr beschränkt. Dies 

bedeutet, dass ab 22 Uhr Uhr bis 9:30 Uhr des Folgetages Ruhezeit herrscht. Weiterhin 

darf Straßenmusik jeweils nur von der halben bis zur vollen Stunde ausgeübt werden. 

Die zweite Hälfte einer jeden Stunde ist spielfrei zu halten. In bestimmen Bereichen wird 

von der in der Polizeiverordnung vorgesehenen Mittagsruhe abgesehen, in anderen 

Spielbereichen wird jedoch explizit auf die Mittagsruhe zwischen 13 Uhr und 15 Uhr hin-

gewiesen. 

Im Bundesland Nordrhein-Westfalen ist insbesondere § 9 des Landesimmissonsschutz-

gesetzes (LImSchG NW) sowie das Sonn- und Feiertagsgesetz (Feiertagsgesetz NW) 

einschlägig. Auf diese Regelungen beruft sich die Stadt Essen. Die Städte Düsseldorf, 

Köln und Dortmund haben die Regelungen jedoch ausgeweitet. 

Die Stadt Köln hat ein Spielverbot in der Zeit zwischen 22 Uhr bis 10 Uhr festgelegt. 

Ebenso ist die Spielzeit auf die erste Hälfte einer jeden Stunde begrenzt, d. h. die zweite 

Hälfte einer jeden Stunde ist spielfrei zu halten. 

Die Stadt Düsseldorf hat die zeitliche Beschränkung sogar über die gesetzlichen Vorga-

ben hinaus verschärft. Die Nachtruhe beginnt dort bereits ab 21:30 Uhr und reicht bis 10 

Uhr des Folgetages. Ebenso ist auch hier die zweite Hälfte einer jeden Stunde spielfrei 

zu halten. 

Letzteres wird auch durch die Stadt Dortmund geregelt. 

Allein die Stadt Essen beruft sich ausschließlich auf die gesetzlich geregelte Nachtruhe 

sowie das Sonn-und Feiertagsgesetz. 

Das Land Niedersachsen hat ein Lärmschutzgesetz (NLärmSchG) erlassen. Dort wer-

den in § 2 Abs. 2 NLärmSchG die Gemeinden ermächtigt, durch Verordnung für ihr Ge-

biet oder Teile ihres Gebietes zu regeln, dass bestimmte Anlagen nicht oder nur be-

schränkt betrieben werden dürfen bzw. bestimmte Tätigkeiten oder Handlungen nicht 

oder nur beschränkt ausgeübt werden dürfen. Dies ist unter der Voraussetzung möglich, 

wenn das Gebiet oder der Teil des Gebietes eines besonderen Schutzes vor schädlichen 

Umwelteinwirkungen durch Geräusche bedarf und die Anlagen, Tätigkeiten oder Hand-

lungen geeignet sind, schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche hervorzurufen 

und diese mit dem besonderen Schutzbedürfnis des Gebietes oder eines Teils davon 

nicht vereinbar sind. Als besonders schutzbedürftige Gebiete in diesem Sinne gelten 

jedoch nur Kur-, Erholungs- und Wallfahrtsorte, welche ihrerseits im niedersächsischen 

Gesetz über Ladenöffnungs- und Verkaufszeiten gelistet sind. Ferner gilt das nieder-

sächsische Gesetz über die Feiertage (NFeiertagsG). Dort sind in § 4 Abs. 1 NFeier-

tagsG alle bemerkbaren Handlungen, die die äußere Ruhe stören oder dem Wesen der 
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Sonn- und Feiertage widersprechen, verboten. An diesen Sonn- und Feiertagen dürfen 

nach § 5 Abs. 1 Nr. b NFeiertagsG in der Zeit von 7 Uhr bis 11 Uhr morgens keine 

Veranstaltungen oder Handlungen durchgeführt werden, die der Unterhaltung oder dem 

Vergnügen dienen, jedoch kein höheres Interesse der Kunst, der Wissenschaft oder der 

Volksbildung vorliegt. Von diesem Verbot sind in § 5 Abs. 2 NFeiertagsG wenige Aus-

nahmen benannt. 

Die Landeshauptstadt Hannover hat bezüglich der Straßenmusik Ruhezeiten im Zeit-

raum von 19:30 Uhr bis 12 Uhr festgelegt, in welchem keine Darbietungen präsentiert 

werden dürfen. Ebenfalls ist die zweite Hälfte einer jeden Stunde spielfrei zu halten. 

Im Land Hessen gilt zusätzlich noch das hessische Feiertagsgesetz (HFeiertagsG). In 

diesem werden gemäß § 5 Abs. 2 i. V. m. § 6 HFeiertagsG Feiertage grundsätzlich im 

Zeitraum von 0 Uhr bis 24 Uhr geschützt. Dieser Schutz bezieht sich auf das Verbot von 

Arbeiten, die geeignet sind, die äußere Ruhe des Tages zu beeinträchtigen. Weiterhin 

dürfen nach § 7 Abs. 1 und 3 HFeiertagsG, insbesondere nach Nummer 3, im Zeitraum 

von 4 Uhr bis 12 Uhr keine der Unterhaltung dienende öffentlichen Veranstaltungen 

durchgeführt werden, wenn nicht ein überwiegendes Interesse der Kunst, Wissenschaft, 

Volksbildung oder Politik vorliegt. Ferner existieren für spezielle Feiertage weiterfüh-

rende Regelungen. 

Darüber hinaus hat die Stadt Frankfurt ein Spielverbot für alle Sonn- und Feiertage ver-

hängt. Werktags darf lediglich zwischen 7 Uhr und 20 Uhr, zwischen dem 1. Mai und 

dem 31. August zwischen 7 Uhr und 21.00 Uhr, erfolgen. Ferner dürfen nach einem 

Standortwechsel am gleichen Standort für mindestens eine Stunde keine weiteren Dar-

bietungen erfolgen, dort gilt eine Zwangspause. 

Der Freistaat Bayern hat das bayerische Immissionsschutzgesetz (BayImSchG) in Kraft 

gesetzt. In Artikel 7 BayImSchGn werden die Gemeinden ermächtigt, zum Schutz der 

Bevölkerung vor schädlichen Einwirkungen durch Geräusche, wie z. B. die Benutzung 

von Musikinstrumenten, Tonübertragungsgeräten und Tonwiedergabegeräten, Regelun-

gen in Form von Rechtsverordnungen aufzustellen.  

Weiterhin gilt das Gesetz über den Schutz der Sonn- und Feiertage Bayerns (FTG). Ge-

mäß Artikel 2 Abs. 1 FTG sind öffentlich bemerkbare Arbeiten, die geeignet sind, die 

Feiertagsruhe zu beeinträchtigen, verboten, soweit auf Grundlage eines Gesetzes nichts 

anderes bestimmt ist. Von diesem Verbot können die Gemeinden jedoch gemäß Artikel 

5 Befreiungen erteilen. 

Die Landeshauptstadt München ist durch den Erlass der Verordnung über die zeitliche 

Beschränkung ruhestörender Haus- und Gartenarbeiten und über die Benutzung von 

Musikinstrumenten, Tonübertragungs- und -wiedergabegeräten der Ermächtigung des 
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Artikel 7 BayImSchG nachgekommen. Gemäß § 2 Abs. 2 dieser Verordnung darf in der 

Zeit von 22 Uhr bis 7 Uhr die Nachtruhe durch die Benutzung von Instrumenten und 

Geräten nicht gestört werden, es sei denn, dass die Störung auch unter besonderer Be-

rücksichtigungen des Schutzes der Nachbarschaft und der Allgemeinheit vor nächtli-

chem Lärm objektiv als zumutbar anzuerkennen ist. Im Zeitraum zwischen 14 Uhr und 

15 Uhr werden keine Genehmigungen ausgestellt, weshalb auch dieser Zeitraum spiel-

frei zu halten ist.  

In der Stadt Nürnberg findet man dagegen keine spezielle, über die allgemeine Nacht-

ruhe hinausgehende, Regelung. Gleiches gilt für eine Mittagsruhe. 

Das Land Baden-Württemberg hat ein Gesetz über die Sonntage und Feiertage (FTG) 

erlassen. Dort ist in § 6 Abs. 1 FTG verboten, an den Sonntagen sowie den gesetzlichen 

Feiertagen öffentlich bemerkbare Arbeiten durchzuführen, die geeignet sind, die Ruhe 

des Tages zu beeinträchtigen, soweit in gesetzlichen Vorschriften nichts anderes be-

stimmt ist. Dieses Verbot wird feiertagsspezifisch erweitert.  

Die Stadt Stuttgart hat bezüglich der Straßenmusik eine Nachtruhe im Zeitraum von 22  

Uhr bis 9 Uhr festgelegt. Weiterhin ist eine Ruhezeit von 14:30 Uhr bis 16 Uhr am Nach-

mittag festgelegt. Grundsätzlich ist jede zweite Hälfte einer jeden Stunde spielfrei zu 

halten. 

Das Bremische Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (BremIm-

SchG) trifft keine gesonderten Aussagen zum Thema Geräuschimmissionen, welche 

vorliegend von Relevanz wären. Gemäß des Gesetzes über die Sonn- und Feiertage 

(FTG HB) werden nach § 1 Abs. 1 alle Sonntage sowie die staatlich anerkannten und 

religiösen Feiertage nach Maßgabe dieses Gesetzes geschützt. Nach § 1 Abs. 1 FTG 

HB gilt dieser Schutz, soweit über seine Dauer nichts anderes bestimmt ist, von 0 Uhr 

bis 24 Uhr. Nach § 4 Abs. 1 FTG HB sind alle öffentlich bemerkbaren Arbeiten, die die 

äußere Ruhe stören oder dem Wesen der Sonn- und Feiertage widersprechen, verbo-

ten. 

In der Stadt Bremen gilt, dass der nächtliche Zeitraum 22 Uhr bis 6 Uhr sowie Sonn- und 

Feiertage als besonders schutzbedürftig gelten. Die Lärmpegel sollten in diesem Zeit-

raum niedriger liegen als am Tage. Ein konkretes Verbot für Straßenmusiker an Sonn- 

und Feiertagen besteht jedoch nicht. Ebenso gibt es keine festgelegten Ruhezeiten. 

Das Land Berlin schützt seine Einwohner vor verschiedenen Belästigungen, unter ande-

rem durch Geräusche, mithilfe des LImSchG Bln. Dort ist in § 3 LImSchG Bln der Schutz 

der Nachtruhe konkret von 22 Uhr bis 6 Uhr vorgegeben. In dieser Zeit ist verboten, Lärm 

zu verursachen, durch den jemand in seiner Nachtruhe gestört werden kann. Der § 4 

LImSchG Bln widmet sich dem Schutz der Sonn- und Feiertagsruhe. An Sonn- und 
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gesetzlichen Feiertagen ist es verboten, Lärm zu verursachen, durch den jemand in sei-

ner Ruhe erheblich gestört werden kann. Weiterhin existiert ein Orientierungsrahmen im 

Rundschreiben II Nr. 3/10 über den Vollzug des Landes-Immissionsschutzgesetzes Ber-

lin, insbesondere über den § 5 LImSchG Bln bezüglich der Zumutbarkeit von Straßen-

musik. Unter der dortigen Nummer 3.3 Buchstabe a) wird beschrieben, dass eine er-

herbliche Störung dann vorliegen kann, wenn im Zeitraum von 13 Uhr bis 15 Uhr bzw. 

zwischen 20 Uhr bis 13 Uhr des Folgetages musiziert wird. Die genaue Ausgestaltung 

der Ruhezeiten obliegt jedoch den Bezirken. 

In Hamburg gibt es es keine landesspezifischen Immissionsschutzregelungen. Auch das 

Gesetz über Sonntage, Feiertage, Gedenktage und Trauertage (Feiertagsgesetz) liefert 

keine themenrelevanten Informationen. Jedoch hat die Stadt Hamburg, bezogen auf den 

Bezirk Mitte sowie die Spitalerstraße, eindeutige Regelungen getroffen. Im gesamten 

Bereich Hamburg Mitte ist eine Ruhezeit von 21 Uhr bis 10 Uhr vorgeschrieben. In der 

Spitalerstraße gibt es für verschiedene Bereiche weitere Beschränkungen. Am Ein-

gangsbereich des Glockengießerwalls darf ausschließlich von Montag bis Freitag in der 

Zeit von 16 Uhr bis 21 Uhr musiziert werden. Dies bedeutet, dass die Wochenenden 

sowie die Wochentage in der Zeit ab 21 Uhr bis 16 Uhr des Folgetages spielfrei zu halten 

sind. Im Bereich zwischen Lange Mühren und Barkhof sind Darbietungen von Montag 

bis Freitag unzulässig. Das Spielen im Bereich zwischen Barkhof und Mönckebergstraße 

ist dort täglich in der Zeit ab 21 Uhr bis 12 Uhr des Folgetages untersagt. 

In Hamburg ist es also erstmals der Fall, dass nicht nur stundenweise Ruhezeiten fest-

gelegt sind, sondern darüber hinaus sogar tageweise Ruhezeiten, unabhängig von 

Sonn- und Feiertagen. 

Insbesondere im Umfang der Ausführungen unter diesem Punkt wird deutlich, dass das 

Thema der Ruhezeiten eines der wichtigsten darstellt. Dies wird nicht nur auf kommuna-

ler Ebene geregelt, sondern auch im Bereich des Landes und insbesondere des Bundes. 

Einschlägige Gesetze sind grundsätzlich das Bundes-Immissionsschutzgesetz sowie die 

etwaig vorhandenen Immissionsschutzgesetze der Länder. Daneben haben auch die 

Gesetze über Sonn- und Feiertage Relevanz. 

Zusammenfassend kann man sagen, dass die Ruhezeiten vielerorts stark ausgeweitet 

wurden. Die allgemeine Nachtruhe zwischen 22 Uhr und 6 Uhr wird in der Regel ausge-

weitet. Die Nachtruhe beginnt früher und endet später. Zusätzlich ist vielerorts eine Mit-

tags- bzw. Nachmittagsruhe geregelt. 

Für die Sonn- und Feiertage ist zusammenfassend festzuhalten, dass es grundsätzlich 

verboten ist, an den Sonntagen sowie den gesetzlichen Feiertagen öffentlich bemerk-

bare Arbeiten durchzuführen, die geeignet sind, die Ruhe des Tages zu beeinträchtigen. 
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Viele Kommunen haben ein konkretes Straßenmusikverbot für die entsprechenden 

Sonn- und Feiertage eingeräumt, andere widerrum erlauben das Musizieren an diesen 

Tagen. 

5.4.9 Gewerbliche Handlungen 

Unter diesem Punkt sollen Regelungen bezüglich der gewerblichen Handlungen näher 

betrachtet werden. Zunächst ist festzuhalten, dass vorliegend unter diesem Punkt der 

Verkauf von Medien oder auch die Einnahme von Spenden zu verstehen ist. 

Je nach Stadt ist es vollkommen unterschiedlich, ob der Verkauf gestattet oder verboten 

ist. In einigen Kommunen sind hingegen gar keine Regelungen diesbezüglich vorhan-

den. Spenden kann man an dieser Stelle als die freiwillige Hingabe von Geld- oder Sach-

leistungen als Anerkennung für die musikalische Darbietung an einen Dritten bezeich-

nen. 

Zunächst soll untersucht werden, ob es sich bei der Straßenmusik um ein Gewerbe han-

delt. Eine eindeutige Defintion des Begriffs des Gewerbes ist der Gewerbeordnung 

(GewO) nicht zu entnehmen. Nach der heutigen Auffasung ist ein „Gewerbe im rechtli-

chen Sinne […] jede erlaubte, selbstständige, nach außen erkennbare, auf Gewinn ge-

richtete und auf Dauer angelegte Tätigkeit mit Ausnahme der Urproduktion, der freien 

Berufe, der Verwaltung eigenen Vermögens und der künstlerischen und wissenschaftli-

chen Tätigkeiten.“76. Die Straßenmusik ist unter die künstlerische Tätigkeit zu subsumie-

ren und unterliegt damit nicht dem Gewerbebegriff. 

Dennoch benötigen Straßenmusiker in der Stadt Chemnitz für den Verkauf von Medien 

eine Reisegewerbekarte. Durch die Ausstellung dieser Reisegewerbekarte enstehen 

Kosten zwischen 5 € und 400 €, typischerweise 300 €77. Das freiwillige Anbieten einer 

Spende ist dagegen grundsätzlich zugelassen. 

In der Stadt Nürnberg ist der Verkauf von Tonträgern grundsätzlich nicht erlaubt. Auf 

Wunsch des Musikers wird im Einzelfall eine Sondernutzungserlaubnis ausgestellt, wo-

für Kosten in Höhe von 10 € pro Tag fällig werden.  

Die Stadt Bremen untersagt das Anbieten von Waren. Dort stellt dies eine genehmi-

gungsbedürftige Sondernutzung dar. Das Einnehmen von Spenden ist nur passiv mög-

lich.  

Die Stadt Stuttgart gestattet den Verkauf von Medien nicht, Spendeneinnahmen sind 

jedoch zugelassen.  

Dies wird in den Städten Düsseldorf und Hamburg (Mitte) ähnlich gehandhabt.  

 
76 JuraForum: Gewerbe (Definition): Was ist ein Gewerbe im gesetzlichen Sinne? o. D. 
77 vgl. Stadt Chemnitz: Reisegewerbekarte beantragen. o. D. 
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Auch in Essen ist der Verkauf nicht erlaubt, das „stille Betteln“ ist jedoch gestattet. Eine 

Ausnahme bilden die Sonderveranstaltungen der Stadt, bei welchen auf den Veranstal-

tungsflächen auch dies untersagt ist.  

Dresden erlaubt den Verkauf von Medien gemäß § 3 Abs. 5 der Satzung Straßenkunst 

dagegen grundsätzlich, solange dies nicht den Hauptzweck der Darbietung darstellt. 

In der Stadt München ist hingegen ausschließlich der Verkauf von selber produzierten 

Tonträgern erlaubt. Andere Artikel wie z. B. T-Shirts dürfen nicht verkauft werden. Die 

Einnahme von Spenden ist erlaubt. 

Ganz ähnlich ist in Frankfurt am Main der Verkauf eigener Musik sowie das Einnehmen 

von Spenden gestattet.  

In Hannover darf maximal ein eigenes Medium verkauft werden. Hier ist jedoch nicht 

vorgeschrieben, welches Medium verkauft werden darf. Spendeneinnahmen sind eben-

falls gestattet. 

In der Stadt Dortmund ist ein beiläufiger Verkauf von Medien sowie das Sammeln von 

Spenden in Ordnung. 

Die Städte Leipzig und Köln haben dagegen keine konkreten Regelungen zum Thema 

Verkauf und Spenden erlassen. 

Im Ergebnis lässt sich festhalten, dass nur fünf Städte den Verkauf von Medien erlauben. 

In den Städten Städte Chemnitz, Bremen und Nürnberg darf nur unter Vorbehalt einer 

Erlaubnis (Reisegewerbekarte, Sondernutzungserlaubnis) verkauft werden. vier Städte 

untersagen den Verkauf grundsätzlich. Die Städte Köln und Leipzig haben gar keine 

Regelungen diesbezüglich. Zu den Regelungen der Stadt Berlin liegen keine Informati-

onen vor. In jedem Fall beziehen sich die Regelungen zum Verkauf von Medien auf die 

eigenen Medien der jeweiligen Straßenmusiker. Zum Teil sind die Größe des Warenan-

gebotes, welches z. B. auf ein Medium begrenzt ist, sowie die Art des Mediums, welches 

angeboten werden darf, vorgeschrieben. Die passive Einnahme von Spenden scheint 

dagegen unproblematisch zu sein.  
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5.5 Sonderformen der Organisation der Straßenmusik 

Aus einer einzelnen und individuellen Darbietung auf der Straße kann schnell etwas 

ganz Großes erwachsen. Vielerorts werden ganze Festivals auf Straßenmusik ausge-

richtet, andererorts ist diese ein Teil des Ganzen. Die Ausrichtung solcher Veranstaltun-

gen repräsentiert in jedem Fall die Einstellung der Stadt zur Straßenmusik. Es sagt viel 

darüber aus, ob die Straßenmusik lediglich exisiert oder aktiv gelebt wird.  

In der Landeshaupstadt des Freistaates Sachsen findet das „Saloppe La Strada Stra-

ßenmusikfestival“ in einem ehemaligen Wasserwerk Dresdens statt. „Im Kreisverkehr 

der stilistischen Vielfalt zirkulieren zwischen großen Bäumen, kleinen Mauern und am 

schrägen Hang kleinere und größere Formationen, Solokünstler und Bands an vielen 

verschiedenen Stellen auf dem Gelände der Saloppe mit ihrer Musik“.78 Auch in der Stadt 

Chemnitz gibt es ein Festival der Straßenmusik. Dort organisiert der gemeinnützige Ver-

ein Spinnerei e.V. bereits seit dem Jahr 2015 die „Fête de la Musique“ im Chemnitzer 

Innenstadtbereich, welches unter dem Motto „umsonst und draußen“ zur Förderung des 

Gemeinwohls stattfindet79. Im kleinen Rahmen kann man in der Stadt Leipzig das 

„BülowStraßenMusikFestival“ feiern, ein Nachbarschaftsfest. Ausrichtungsort ist ein 

Wohnviertel, in welchem einige Musiker ihre Künste darbieten. Verkaufsstände gibt es 

keine, dafür aber Plantschbecken und Schaukel.80 

Die Stadt Hannover richtet die „Fête de la Musique Hannover“ aus. Dieses findet immer 

am Sommeranfang, am längsten Tag des Jahres und in der kürzesten Nacht, statt. Die 

Menschen feiern die Kunstform Musik in all ihrer Vielfalt und begrüßen den Sommer.81 

In der Stadt München wird das Straßenmusikfestival „Munich Unplugged“ durchgeführt. 

Dort treten zahlreiche Bands in Lokalen der Innenstadt auf, welche ihre Freischankflä-

chen und Innenhöfe in Bühnen verwandeln. Der Eintritt ist frei.82 

Das Musikspektakel „Bardentreffen“ wird in Nürnberg ausgerichtet und erfüllt die Stadt 

mit nationalen und internationalen Klängen. 

In Hamburg wird das „STAMP Festival“ gefeiert. Im umfangrecihen Programm präsen-

tieren auch internationale Straßenkünstler und Musiker ihre Shows.83  

Auch in der Bundeshauptstadt Berlin findet man eine solche Veranstaltung. Die „East 

Side Music Days“ sind ein kostenloses Straßenmusik-Festival, bei welchem Musiker aus 

allen Genres live und umsonst auf dem Mercedes Platz84 ihre Darbietungen präsentie-

ren. 

 
78 vgl. SALOPPE: La Strada. o. D. [Zugriff am 10.03.2020] 
79 vgl. Spinnerei e.V. Fête de la Musique. o. D. [Zugriff am 10.03.2020] 
80 vgl. Horn, Adelina: BülowStraßenMusikFestival in Leipzig. o. D. [Zugriff am 10.03.2020] 
81 vgl. Stadt Hannover: Fête de la Musique Hannover 2020. 27.02.2019 [Zugriff am 10.03.2020] 
82 vgl. Stadt München: Munich Unplugged. o. D. [Zugriff am 10.03.2020] 
83 Stadt Hamburg: The Street Arts Melting Pot. o. D. [Zugriff am 10.03.2020] 
84 Stadt Berlin: East Side Music Days. 02.09.2019 
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Es ist offensichtlich, dass zahlreiche der betrachteten Städte eine Veranstaltung mit Fo-

kus auf die Straßenmusik ausrichten. Die daraus enstehenden Erfahrungen wirken sich 

mit großer Sicherheit auch auf die von der jeweiligen Stadt erlassenen Regelungen aus. 

Auch das Verhältnis der Bervölkerung zu der Straßenmusik kann sich durch solche Ver-

anstaltungen nachhaltig verändern.  
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6 Fazit  

In dieser Bachelorarbeit wurden alle Großstädte mit einer Einwohnerzahl über 500 000 

sowie alle kreisfreien Städte des Freistaates Sachsen betrachtet. Die Zielstellung war, 

die Regelungen der Kommunen bezüglich der Straßenmusik umfassend auszuarbeiten 

und zu vergleichen. Um den Vergleich zu strukturieren, wurden neun Vergleichspunkte 

erarbeitet.  

Zusammenfassend kann man sagen, dass die verglichenen Großstädte teilweise sehr 

ähnlich, in manchen Punkten aber auch sehr differenziert mit den die Straßenmusik be-

treffenden Aspekten umgehen. Nachfolgend sollen die Haupterkenntnisse des Verglei-

ches kompakt zusammengefasst werden. 

Die meisten Städte behandeln die Straßenmusik genehmigungsfrei. Damit einherge-

hend fallen nur in wenigen Städten Gebühren im Falle der Genehmigungspflicht an. Das 

Spektrum der Gebührenhöhe differenziert sehr stark. Mancherorts ist die Anzahl der Mu-

siker pro Darbietung begrenzt, um vor allem den dadurch entstehenden Lärm zu vermin-

dern. In der Regel sind laute Instrumente wie Rhythmus- und Blasinstrumente verboten. 

Gleiches gilt für Verstärker und Tonwiedergabegeräte. Vielerorts sind bestimmte Orte 

von straßenmusikalischen Darbietungen ausgeschlossen. Dies betrifft insbesondere 

Orte vor städtischen Verwaltungsgebäuden aber auch historisch bzw. kulturell bedeu-

tende Plätze. An den genehmigten Plätzen ist die Dauer der Darbietungen sehr häufig 

auf ein Maximum begrenzt, welches in der Regel 30 Minuten darstellt. Anschließend 

muss der Ort in mindestens der Entfernung gewechselt werden, dass die Musik des 

neuen Einwirkungsortes am alten Einwirkungsort nicht mehr zu hören ist. Teilweise muss 

der verlassene Darbietungsort für eine bestimmte Zeit spielfrei gehalten werden. Die 

grundsätzlichen Ruhezeiten bestimmen sich nach Immissionsschutzgesetzen oder aber 

nach Gesetzen über den Schutz von Sonn- und Feiertagen. Eine gesetzlich festgelegte 

Ruhezeit gibt es nicht, jedoch existiert eine allgemeine Ruhezeit zwischen 22 Uhr und 6 

Uhr. Einige Länder haben diese Ruhezeiten, bezogen auf die Straßenmusik, indivuell 

übernommen oder abgewandelt. Die meisten Kommunen haben die Ruhezeiten ausge-

weitet. Bezüglich der gewerblichen Handlungen gibt es zahlreiche Anweisungen über 

die Zulassung oder eines Verbotes des Verkaufs von Medien. Die passive Einnahme 

von Spenden ist in der Regel zulässig. 

Die vorangegangene Bearbeitung des Themas der Straßenmusik zeigt ganz deutlich, 

wie umfangreich und komplex dieser Bereich ist. Die Städte haben grundsätzlich meist 

die gleichen Themen in den Regelungen angesprochen, die konkrete Ausgestaltung der 

einzelnen Punkte ist jedoch sehr individuell und differenziert.  
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Vier Städte sind in der Erarbeitung besonders augefallen. Die meisten und vermutlich 

auch kontroversesten Regelungen hat die Stadt München veröffentlicht. Insbesondere 

der Fakt des notwenigen Vorspielens, also des „Castings“, stößt nicht nur auf postive 

Kritik. Die wenigsten veröffentlichen Regelungen sind bei der Stadt Essen zu finden. Die 

Regelungen in den Städten Hamburg und Berlin sind aufgrund der zahlreichen Bezirke 

sehr undurchsichtig.  

Die kommunal individuellen Handhabungen erschweren sowohl das Arbeiten seitens der 

Verwaltung, vielmehr jedoch das notwendige Verständis für die Hauptakteure der Stra-

ßenmusik. Es ist nicht ausgeschlossen, dass die Vielfalt der Regelungen oft für Missver-

ständnisse und zahlreiche Probleme sorgt. Eine bundeseinheitliche Regelung könnte 

den Prozess vereinfachen und Konfliktpotenzial reduzieren, indem sie für mehr Klarheit 

sorgt. Problematisch ist in diesem Kontext jedoch, dass den individuellen Bedürfnissen 

und Eigenheiten der Kommunen so nicht nachgekommen werden könnte. 

Durch das ständige Aufeinanderprallen widerstreitender Interessen ist eine Regelung 

des Themas unumgänglich. Inwieweit jedoch in die Straßenmusik und damit in die 

Kunstfreiheit eingegriffen werden sollte, ist fraglich. Bis zu einem bestimmten Maß schei-

nen die Regelungen nicht nur sinnvoll, sondern vielmehr auch notwendig zu sein. Kritisch 

wird es jedoch dann, wenn die Einschränkungen soweit gehen, dass sich Künstler in 

ihrer durch Artikel 5 Abs. 3 GG garantierten Kunstfreiheit eingeschränkt fühlen. 

Im Verlauf der Bearbeitung ist deutlich geworden, dass das Thema Straßenmusik allge-

genwärtig ist. Zahlreiche Städte haben Regelungen diesbezüglich im Umbruch oder stre-

ben diesen an. Die Ausarbeitung des Vergleiches könnte eine hilfreiche Grundlage zur 

fundierten Übersicht liefern, woraufhin die Kommunen Ihre Regelungen indivuell den Be-

dürfnissen der Musiker auf der einen und den Einwohnern, Gewerbetreibenden und Tou-

risten auf der anderen Seite anzupassen.  
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Kernsätze     

1. Die Straßenmusik unterliegt dem Begriff der Kunst und ist damit über den Artikel 5 

Abs. 3 des Grundgesetzes geschützt. 

2. Das Ausprägungen der Straßenmusik sind sehr vielseitig und lassen sich kaum ver-

allgemeinern. 

3. Straßenmusik stößt auf zahlreiche positive sowie negative Kritik. 

4. Aufgrund des hohen Konfliktpotenzials ist es unumgänglich, geeignete Regelungen 

aufzustellen, welche allen Interessengruppen gerecht werden. 

5. Es existieren keine bundes- bzw. landeseinheitlichen Regelungen zum Umgang mit 

der Straßenmusik. 

6. Jede Kommune entwickelt individuelle Regelungen im Umgang mit der Straßenmu-

sik. 

7. Die in den kommunalen Regelungen angesprochenen Themen ähneln sich stark, 

wobei sich die Ausprägungen und Handhabungen teilweise deutlich unterscheiden. 

8. Die unterschiedlichen kommunalen Regelungen sorgen für Undurchsichtigkeit und 

Verständnisprobleme. 

9. Das Thema ist allgegenwärtig und aktuell für viele Städte, die entsprechende Rege-

lungen aufstellen oder verbesseren möchten, interessant. 
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